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Editorial 

Wider das 

Der 11. September 2001 hat nicht 
nur die weltpolitische Situation signi
fikant verändert, sondern auch die 
Sicherheit der Bevölkerung in den 
Mittelpunkt des Interesses von Poli
tik und Medien gerückt. 

Wurden noch Mitte des Jahres 2001 
weitere Einsparungen des Bundes 
und der Länder beim Katastrophen
schutz und der Notfallvorsorge als 
unvermeidbar angesehen -was auch 
bei Hilfsorganisationen zum Nachden
ken über diese Aufgaben unter finan 
ziellen Aspekten führte -, so waren 
die ersten sechs Wochen nach dem 
Verbrechen von hektischen Entschei
dungen geprägt: Die Einrichtung 
weiterer Warnzentralen und einer 
Koordinierungsstelle für Großscha
denslagen beim Bundesinnenministe
rium, die Installation eines neuen 
Alarmsystems und die Wiederaufla
ge des Beschaffungsprogramms für 
Fahrzeuge und Geräte (nachdem für 
die Jahre 2002/03 ein Ausgabenstopp 
für den Zivilschutz verordnet gewe
sen war) waren die ersten Reaktionen 
von Bundesinnenminister Otto Schily. 

Mehr Geld für den Zivilschutz 
Die Bundesregierung stellt den 

Bundesländern bis zum Frühjahr 2002 
(!) rund 650 Zivilschutzfahrzeuge zur 
Verfügung. Investitionen für Beschaf
fung und Unterhaltung - 83 Millio
nen Mark. Für Maßnahmen des Zivil
schutzes und für das THW wurden 
jeweils weitere 25 Millionen Mark be
reitgestellt. 

Die Forschungsmittel werden um 
ein Drittel auf drei Millionen erhöht. 
Die von der Schutzkommission beim 
Bundesminister des Innern bei der 
Vorlage des Zweiten Gefahrenbe
richts zu Recht kritisierte mangelnde 
Ausbildung der Ärzte für Katatro
phenfälle wurde nicht schöngeredet, 
sondern bestätigt - die Mediziner 
müssten von ihrer Ausrichtung auf 
die Individual medizin den fachlichen, 
geistigen und organisatorischen 
Schritt hin zur Massenmedizin lernen 
und üben. Selbst die 16 Bundeslän
der und der Bund konnten sich bei 
den seither monatlichen Sitzungen 
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r se 
der Innenministerkonferenz (lMK) auf 
gemeinsame Strategien einigen und 
stellten Eifersüchteleien zurück. 

Alles bestens? Auf den ersten Ein
druck - ja . Die verunsicherte Bevöl
kerung sah Entschlossenheit in der 
Politik, die Medien fanden Antwor
ten auf drängende Fragen, und zwi
schen Opposition und Regierung be
stand Übereinstimmung: Sicherheit 
der Bürger als Staatsaufgabe. 

Die Fachleute sahen diese Ent
scheidung nur als ersten Schritt in 
die richtige Richtung . Nach einem 
Abbau der Haushaltsmittel um zwei 
Drittel in der vergangenen Dekade 
können die geplanten Mehrausgaben 
von etwa 150 Millionen Mark nur die 
Verminderung des Mangels bedeu
ten . Bei einem Treffen der Präsiden
ten der Hilfsorganisationen im Okto
ber wurde ein (Nachhol-)Bedarf von 
einer Milliarde Euro per anno kons
tatiert. 

Die vom Innenministerium am 15. 
Oktober verkündete "Einführung ei
nes satellitengestützten Frühwarnsys
tems, das bei besonderer Gefährdung 
alle 700 Lagezentren per Knopfdruck 
binnen 20 Sekunden alarmiert", er
wies sich als gut verkaufte Absichts
erklärung. MECOM - so der Name 
des Warnsystems - hatte jedoch erst 
Probeläufe am 15. Oktober, 15. No
vember und am 14. Dezember. Der 
WDR vermeldete zudem Software
probleme; vor dem 1. Januar 2002 
seien die öffentlich-rechtlichen Rund
funk- und Fernsehanstalten voraus
sichtlich nicht in der Lage, Warn
durchsagen zu übermitteln. 

Der Alltag kehrt zurück 
Die Anschläge in den USA liegen 

drei Monate zurück, die Zahl der Op
fer wurde mehrfach nach unten kor
rigiert, es gibt in Europa keine An
thrax-Anschläge (oder solche, die 
vorgetäuscht wurden) mehr. Die Bli
cke richten sich auf Afghanistan und 
den Militäreinsatz, Veruns icherung 
und Angst der Bevölkerung sind ei 
ner Alltagsroutine gewichen . 

Aus dem "Akzeptanz-Berg" für 
mehr Bevölkerungsschutz droht das 

Thema in ein "Ignoranz-Tal" hinab
zugleiten - wie schon in den vergan
genen Jahren unter wechselnden Re
gierungen. Der Bevölkerungsschutz 
ist aus dem Interesse verschwunden. 
Möglicherweise verhält es sich mit 
dem Thema so wie mit der BSE-Kri 
se: Es war einmal- obwohl noch im
mer ungelöst und existent. 

Wie kann die Aufmerksamkeit von 
Politik und Verwaltung erhalten wer
den? Unerlässlich sind Gespräche mit 
den Katastrophenschutz-Dienststel
len auf allen Ebenen, insbesondere 
den Fachabteilungen in den Innenmi
nisterien und den unteren Katastro
phenschutz-Behörden von Landkrei
sen und kreisfreien Städten. Diese 
haben jetzt erkannt, dass Katastro
phenschutz- und -vorsorge nicht von 
privaten Anbietern kommen. Es ist da
her legitim, neue Konzeptefür den Ret
tungsdienst und Schnelleinsatzgrup
pen mit Vertragsverhandlungen zu 
verbinden. 

Rolle der Medien 
Nach den Ereignissen des 11 . Sep

tember haben die Medien auf die 
Versäumnisse im Bevölkerungs
schutz seitens des Bundes und auf 
die Vernachlässigung des Katastro
phenschutzes in den Bundesländern 
hingewiesen. Ihren Nachfragen ist 
großteils zu verdanken, dass der 
Bund 150 Millionen Mark in das Zivil
schutzprogramm investiert. 

Örtliche und regionale Pressekon
takte zu pflegen und interessierte 
Redakteure in rund zweimonatigen 
Abständen über aktuelle Bevölke
rungsschutzthemen - auch über po
sitive Entwicklungen - zu informie
ren, ist angesagt. Eine Allianz zwi
schen Experten und Journalisten ist 
Anstoß und Kontrolle für politisches 
und Verwaltungshandeln. Getreu der 
Devise : Betroffenheit ist menschlich. 
Vorbeugen hilft Menschen! Deshalb 

SiCh)eitsv~ 

Dr. Horst Schöttler, Herausgeber 
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Katastrophenvorsorge und 
p 

von Prof. Dr. Jürgen Pohl, Geographisches Institut der Universität Bonn 

Einführungsvortrag zur Tagung 
des Deutschen Komitees für 
Katastrophenvorsorge am 
16. und 17. Januar 2001 in 
Bad Neuenahr-Ahrwei/er und 
Diskussionsergebnisse; leicht 
gekürzte Fassung 

Katastrophen entstehen durch un
angepasste Nutzung, unzureichen
de Technik, Defizite in sozialen 
Systemen oder menschliches Ver
sagen. Was auch immer die Ursa
chen sein mögen, ist doch gewiss, 
dass ihr Entstehen eng mit dem 
menschlichen Handeln verknüpft ist. 
Umgekehrt hat Katastrophenvermei
dung viel mit vorausschauendem 
Handeln, das heißt mit Planung, zu 
tun. 

"Planung ist gedankliche Vorweg
nahme künftigen Handeins" heißt es 
im Handbuch über die Methoden und 
Instrumente der räumlichen Planung. 
Das Antizipieren der Ergebnisse künf
tigen Handeins, das Vorausschauen, 
verbindet die Katastrophenvorsorge 
und die Raumplanung von vornhe
rein. Es ist das Feld der Daseinsfür
sorge, das die Basis für Raumplanung 
und Katastrophenvorsorge darstellt. 

Versucht man das Verhältnis von 
Raumplanung und Katastrophenvor
sorge zu bestimmen, so sind mehre
re Zuordnungsmöglichkeiten gege
ben. Zum Beispiel kann man Kata
strophenvorsorge als allgemeines 
Handlungsprinzip verstehen und 
Raumplanung als Verwaltungshan
de ln, das diesem Leitbild folgt. Man 
kann jedoch auch Katastrophenvor
sorge als konkrete Organisations
struktur (Katastrophenschutz). Raum
planung eher als inhaltliches Phäno
men, als Leitidee, ja vielleicht sogar 
als eine Art Ideologie ansehen. 

Ebenso ist es möglich, unter 
Raumplanung in erster Linie die 
raumwirksam handelnden Akteure zu 
verstehen . 

Notfallvorsorge 4/2001 

Im Hochwasserschutz haben Raumplanung und Katastrophenvorsorge viele 
Berührungspunkte: Indem die Raumplanung beispielsweise Überschwemmungsgebiete 
von Überbauung freihält, kann sie zur Prävention von Katastrophen beitragen. 

Perspektivenunterschiede 

Katastrophenvorsorge als eigen
ständige Aufgabe ist im Wesentlichen 
im Katastrophenschutz organisiert. 
Fixpunkt des Handeins ist das kata
strophenauslösende Ereignis, auch 
wenn es möglichst nicht eintreten 
soll. Das Ereignis ist sowohl in zeitli
cher als auch in räumlicher Hinsicht 
die Orientierungsmarke für das Han
deln. Der Raum kann im Einzelfall 
durchaus einen großen Ausschnitt 
der Erdoberfläche einnehmen - dies 
ändert jedoch nichts an der grund
sätzlichen "Spotlight" -Perspektive. 
Hinzu kommt, dass der konkrete 
Raum und der Zeitpunkt stets unge
wiss sind. 

Die Raumplanung unterscheidet 
sich in ihrem Bezugsrahmen ganz 
wesentlich. Die Raumplanung, insbe
sondere die Regional - und Landes
planung, ist auf einen bestimmten, 
vorgegebenen Raum fixiert. Raum
planung ist die strukturell und prozes
sual ausgerichtete Gesamtplanung . 
Sie versteht sich selbst als eine Quer
schnittsplanung und ist so gegenüber 
den Fachplanungen abgegrenzt. 

"Die Konzeption des bestehenden 
Katastrophenschutzes ist interventio
nistisch; präventive, gefahrvermei
dende Elemente finden sich in ande
ren Regelwerken und Bestimmungen 
und fußen auf anderen Gesetzen und 
Zuständigkeiten." (Dombrowsky/ 
Brauner 1996, S. 11) Diese Feststel
lung aus dem Gutachten über die De
fizite der Katastrophenvorsorge gilt 
zumindest dann, wenn wir die Kata
strophenvorsorge grundsätzlich im 
Katastrophenschutz verankert sehen. 

Rother hat die Trennung der bei
den Sphären anschaulich illustriert: 
Auf der einen Seite haben wir den 
Normalfall, auf der anderen Seite die 
Katastrophe. Entsprechend gibt es 
den Regelbetrieb auf der einen Sei
te und das Krisenmanagement auf 
der anderen. Sicherheitsmanage
ment im Normalfall und Katastro
phenmanagement im Störfall sind 
bei Anlagen scharf getrennt. Wäh
rend bei technischen Anlagen immer 
noch dasselbe Objekt im Mittelpunkt 
steht, gibt es im Falle der Raumpla
nung deutlich weniger "Anschluss
möglichkeiten" (im systemtheoreti
schen Sinne). ~ 
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Katastrophenfall : 
Hochwasser 

Das Fehlen von "Anschlussmög
lichkeiten" oder "Schnittstellen" soll 
am Beispiel des Hochwassers kurz il
lustriert werden. Grundsätzlich ist 
Hochwasser die Katastrophe, die von 
der Raumplanung noch am ehesten 
als solche wahrgenommen wird. Auf 
sie wird in den Regionalplänen und 
in diversen Verfahren in der Regel 
relativ ausführlich eingegangen. 

Doch auch hier besteht der An
schluss zur Katastrophenvorsorge 
nur auf einem eng verwandten Feld, 
nämlich in der Flächennutzungspla
nung . Eine Möglichkeit zur Katastro
phenvorsorge im Aktionsfeld Hoch
wasser besteht darin, Überschwem
mungsflächen von Überbauung 
freizuhalten. Dieses Ziel kann die 
Raumplanung formulieren und fest
setzen. Dennoch kann die Bauleitpla
nung in Einzelfällen und begründet 
davon abweichen. Dies ergibt sich 
allein schon aus der kommunalen Pla
nungshoheit und dem Abwägungs
gebot. 

Eingriffe auf anderen Aktionsfel
dern, insbesondere solche, die in 
schon bestehende, verfestigte Sied
lungsstrukturen einwirken, sind kaum 
möglich. Auftriebssichere Öltanks 
oder eine Vorschrift, auf die Verwen
dung von Fertigständerhäusern zu 
verzichten, sind von der Raumpla
nung nicht durchsetzbar. 

Nachhaltigkeit 
Während also die Katastrophen

vorsorge letztlich das katastrophale 
Ereignis als Fixpunkt des Handels hat 
und deshalb tendenziell strukturelle 
Zusammenhänge in den Bereich der 
Randbedingungen verweist, hat die 
Raumplanung die räumlichen Struk
turen, die Natur- und Kulturland
schaft im Blickpunkt. Sie hat insbe
sondere die Aufgabe, das Potenzial, 
die Tragfähigkeit und die Nachhaltig
keit der räumlichen Strukturen, also 
die Langfristperspektive, mit anste
henden Nutzungsinteressen kompa
tibel zu machen. Sie steht im Span
nungsfeld von relativ kurzfristigen 
Nutzungsansprüchen und (er
wünschten) langfristigen, persisten
ten Strukturen. 
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Seltene Katastrophen 
eher marginal 

Vor diesem Spannungsfeld sind 
mögliche, aber grundsätzlich se ltene 
und unwahrscheinliche Katastrophen 
eine relativ marginale Randbedin
gung . Lediglich Katastrophen mit 
hoher Eintrittswahrscheinlichkeit und 
genauer Lokalisierbarkeit, wie das 
Hochwasser, werden daher von ihr 
berücksichtigt. Die Katastrophe ist 
"das Andere" gegenüber dem "Nor
malbetrieb", dem sich die Raumpla
nung zu widmen hat. Obwohl also Teil 
der Daseinsfürsorge, wird die Kata
strophenvorsorge Teil des "blinden 
Fleckes" im Auge der Raumplanung. 

Der "blinde Fleck" auf Seiten der 
(institutionellen) Katastrophenvorsor
ge sieht naturgemäß anders aus. 
Obwohl sie grundsätzlich an der Ver
meidung von Katastrophen interes
siert ist, würde eine wirklich nach
haltige Katastrophenvorsorge im Be
reich der räumlichen Planung die 
Katastrophenvorsorge in ihrem 
Selbstverständnis berühren. Ihr Re
ferenzrahmen ist das Ereignis; ins
besondere die Wahl zwischen ver
schiedenen Handlungsalternativen, 
die Risiken erst entstehen lassen, ist 
nicht ihrem Blickfeld. 

Unterschiedliche Maßstäbe 
Ein weiteres Problem in der Bezie

hung von Raumplanung und Kata
strophenvorsorge kann mit dem Be
griff "Maßstab" charakterisiert wer
den. Die Bezugsgrößen von 
Katastrophenvorsorge beziehungs
weise Katastrophenschutz und Raum
planung sind recht unterschiedlich. 
Im Grunde gibt es in dieser Perspek
tive zwei verschiedene Arten von 
Katastrophen: zum einen "wirkliche 
Katastrophen", die die Funktionsfä
higkeit einer Gesellschaft stark beein
trächtigen (Versorgungskrisen, Krieg, 
Reaktorunfall). Diese übersteigen das 
Niveau der Raumplanung, die be
stimmten Räumen Aufgaben und 
Nutzungen zuweist, bei weitem. 

Zum anderen werden häufig be
stimmte Ereignisse als Katastrophen 
bezeichnet, die eher als Störfälle oder 
Rettungseinsätze zu bezeichnen wä
ren. In diesem Fall sind sie unterhalb 
des Niveaus der Raumplanung loka
lisiert. Am ehesten noch hat die 

Raumplanung diese spezifizierbaren 
und prinzipiell verortbaren "kleinen 
Katastrophen" im Blickfeld. Sie sieht 
diese jedoch als zu großmaßstäbig 
und zu punktuell an, denn selbst auf 
der niedrigen Ebene der Regionalpla
nung arbeitet die Raumplanung nicht 
parzellenscharf. 

Struktur der Raumplanung 
in Deutschland 

Die Struktur der Raumplanung in 
Deutschland ist - entsprechend dem 
föderativen Staatsaufbau - auf unter
schiedliche Maßstabsebenen verteilt. 
Auf der Ebene des Bundes gibt es im 
strengen Sinn keine Kompetenz in 
Sachen Raumplanung, seine Aufga
be ist auf Raumanalyse und wichtige 
Grundsätze der Raumordnung, die 
länderübergreifend gelten sollen, 
beschränkt. 

Zentral ist das Raumordnungsge
setz zu nennen, entstanden 1961, zu
letzt novelliert 1998. Daneben gibt es 
Programme wie das Bundesraumord
nungsprogramm oder den Orientie
rungsrahmen. Die entscheidende 
Kompetenz in der Raumplanung liegt 
bei den Ländern; diese formulieren 
auf der Grundlage der Landespla
nungsgesetze die Landesentwick
lungsprogramme beziehungsweise 
die Grundsätze der Landesplanung. 

Auf Grundlage des Landespla
nungsgesetzes werden Regionen 
räumlich abgegrenzt und - je nach 
Land unterschiedlich - organisiert 
beziehungsweise verfasst. Auf der 
Ebene der Regionen findet die Re
gionalplanung im engeren Sinn statt, 
in erster Linie in Regionalplänen oder 
Gebietsentwicklungsplänen. Für den 
Bereich der (einfacheren) Katastro
phen ist die Ebene der Bauleitplanung 
am ehesten zuordnungsbar. Diese 
Dimension der Raumplanung ist 
grundsätzlich kommunale Angele
genheit. Die Bauleitplanung hat zwar 
die Vorgabe der übergeordneten In
stanzen zu beachten, ist de facto aber 
sehr viel stärker Teil der praktischen 
Kommunalpolitik. 

Anschlussmöglichkeiten für eine 
wirksame Katastrophenvorsorge be
stünden am ehesten auf der Ebene 
der Gesetze, doch sind diese von ih
rer Natur her sehr allgemein gefasst 
und auch schwer veränderbar. Von 

Notfallvorsorge 4/2001 
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der Maßstabsfrage her sind die Re
gionalpläne geeignet, Aspekte der 
Katastrophenvorsorge zu berücksich
tigen. Versteht man Raumplanung in 
einem weiteren Sinne, so können 
auch Landschaftsrahmenpläne und 
sogar bestimmte Fachpläne, etwa der 
Wasserwirtschaft, als Instrument der 
Raumplanung eingesetzt werden. 

Die Bauleitplanung, also die Flä
chennutzungsplanung als behörden
verbindlicher Plan und der konkrete 
Bebauungsplan, werden in der Reali
tät der Katastrophenvorsorge eben
so fehlen wie normalerweise die Fach
pläne. Darüber hinaus hat die Raum 
planung jedoch auch noch andere 
Instrumente zur Verfügung , die vor 
Katastrophen schützen könnten . 

Wie kommt Katastrophen
vorsorge in die 
Raumplanung? 

Raumordnungsverfahren, bei de
nen es um Platzierung von konkre
ten Nutzungen im Raum geht, und 
das formelle PIanfeststellungsverfah
ren sind geeignet, Belange der Kata
strophenvorsorge in die Abwägung 
einfließen zu lassen. In dieselbe Ka
tegorie gehört die Umweltverträglich
keitsprüfung, insbesondere die neue 
Plan-UVP, die eine Möglichkeit bie
tet, den Gedanken der Katastrophen
vorsorge stärker in die Raumplanung 
hineinzutragen . 

Schließlich soll noch darauf hin
gewiesen werden, dass die Raumpla
nung in Ergänzung des bisherigen 
juristischen Instrumentariums zuneh 
mend auf "weichere Instrumente" 
zurückgreift. Im Zuge eines neuen 
Planungsverständnisses, das dem 
Gedanken der Public Private Part
nership folgt, finden auch zunehmend 
vertragliche Regelungen auf dem 
Gebiet der Raumplanung statt. Zum 
Beispiel finden in der Raumplanung 
auch Mediationsverfahren Verwen
dung, bei denen sich die Raumpla
nung eher als Moderator sieht, der 
unterschiedliche Interessen abzuglei
chen hilft. 

Im Wesentlichen gibt die Regio
nalplanung die Leitbilder für die 
Raumentwicklung vor und misst Nut
zungsansprüche daran . Sie hat aber 
wenig Einfluss auf Standortentschei
dungen, Produktionsverfahren und 
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andere Parameter, die potenziell zu 
Katastrophen führen oder dazu bei
tragen können. 

Ansatzpunkte 
Im Verhältnis von Katastrophen

vorsorge und Raumplanung gibt es 
also substanzielle Schwierigkeiten, 
die eine einfache Instrumentalisie
rung oder Inwertsetzung der Raum
planung für die Belange der Katastro
phenvorsorge erschweren . Versucht 
man auf Grund der gemeinsamen 
Perspektive, Daseinsfürsorge zu be
treiben, so wäre es sinnvoll , zunächst 
eine Bestandsaufnahme zu machen, 
inwieweit die Regionalplanung die 
Wahrscheinlichkeit und Stärke einer 
potenziellen Katastrophe sowie die 
Vulnerabilität der (reg ionalen) Gesell
schaft beeinflussen kann . 

Als erstes ist zu fragen , welche 
Arten von Katastrophen die Raum
planung besonders berühren . Schött
ler (2000, S. 6f.) unterscheidet als Ka
tastrophenauslöser folgende Gefah
renarten : 

• Naturgefahren 
• zivilisationsbedingte Gefahren 
• technische Gefahren 

Hat man die Raumplanung im Vi
sier, so wird man teilweise noch wei
ter differenzieren müssen. Hochwas
ser an Bächen, Flüssen und Strömen 
sowie Sturmfluten finden in der 
Raumplanung traditionell relativ hohe 
Beachtung . Auch Lawinen, Murgän
ge und Hangrutschungen sind teil
weise in der Regionalplanung be
rücksichtigt, soweit sie sich nämlich 
den speziellen Problemen von Berg
regionen widmet. 

Schwerer tut sich die Raumpla
nung mit nicht lokalisierbaren Kata
strophenauslösern wie Stürmen be
ziehungsweise Orkanen oder starken 
Regen sowie Waldbränden. Im Zuge 
einer stärker ökologisch und nach
haltig ausgerichteten Raumplanung 
finden diese Gefahren, die in unse
ren Breiten häufig sind, eine gewisse 
Beachtung. 

Diese raumgebundenen Grundla
gen für Entscheidungen der Raum
planung wirken viel stärker noch im 
Bereich von Fragen der Erhaltung der 
Wasserqualität (beziehungsweise der 
schleichenden WasservergiftungL in 

erster Linie durch eine nicht nach
haltige Landwirtschaft, und auch bei 
der Frage der großflächigen Boden
erosion. 

Bei diesen Themen allerdings stellt 
sich die Frage, ob von Katastrophe 
im Sinne des üblichen Katastrophen
schutzes gesprochen werden kann. 
Sowohl dem Katastrophenschutz wie 
auch der Raumplanung relativ fern 
stehen Dürre, Klimaveränderungen, 
Meeresspiegelanstieg und andere 
langfristige ökologische Probleme. 

Keinen oder nur einen sehr margi
nalen Bezug zu Katastrophen kann die 
Raumplanung auf medizinischem 
Feld sehen : Epidemien wie Aids, Ebo
la-Virus und auch das aktuelle BSE 
~aben keinen direkten Raumbezug . 
Ahnlich gering ist der Raumbezug 
von politischen Katastrophen im wei
teren Sinn : Krieg, Flüchtlingsströme, 
Hunger und andere gesellschaftlich 
beeinflusste Katastrophen sind für die 
(institutionelle) Raumplanung ohne 
nennenswerte Bedeutung. 

Etwas anders stellt sich die Lage 
bei technischen Katastrophen -
Transportunfälle, Schiffshavarien , 
Unfälle in Produktionsanlagen - dar. 
Hier hat die Raumplanung, soweit es 
sich um Neuanlagen und teilweise 
auch um Veränderungen handelt, ei
nen relativ großen Einfluss. 

Katastrophenkomponenten 
Ein zweiter Bereich, wo intensiver 

nach Schnittstellen von Raumpla 
nung und Katastrophenvorsorge ge
sucht werden kann, ist die Betrach
tung spezifischer Komponenten der 
jeweilig möglichen Katastrophen . 
Aus der Perspektive der Raumpla
nung ist es naheliegend, nach der 
Struktur der betroffenen räumlichen 
Bereiche zu fragen : Welche Land
schaft beziehungsweise Landschaf
ten oder Ökosysteme sind betroffen? 
Sind Siedlungsgebiete tangiert? Sind 
Produktionsstätten und Infrastruktu
ren von der Katastrophe betroffen? 

Diese Grobkategorien der Raum
nutzung lassen sich noch feiner un
tergliedern . Ebenso klar ist, dass vor 
allem die besonders bedeutsame Fra
ge nach den betroffenen Menschen 
gestellt werden muss. Teil der Frage 
nach den betroffenen Bereichen ist 
auch die nach der Größe und ~ 

7 



I :metl; t.]~, ag ;(fl.] [1·] d UM 

dem Zuschnitt des von der Katastro
phe betroffenen Raumausschnittes. 
Ebenfalls recht wichtig für rau mord
nerische Belange ist die Intensität der 
Betroffenheit, die Dauer der Störung 
sowie die Frage, ob die Einwirkun
gen auf Grund der Katastrophe re
versibel oder irreversibel sind. 

Wichtige Größe: Vorwarnzeit 
Vor der eigentlichen Katastrophe 

nimmt die mehr oder weniger große 
Vorwarnzeit eine wichtige Größe ein. 
Besteht die Möglichkeit, eine Vorwar
nung hinsichtlich der drohenden Ge
fahr auszusprechen, oder nicht? Wie 
lang ist die Vorwarnzeit? Welchen Si
cherheitsgrad hat eine Frühwarnung? 

Für die Raumplanung ist die Ver
ortbarkeit einer möglichen Vorwar
nung besonders wichtig. 

Als weitere Aspekte einer Katastro
phe, die für das Agieren der Raum
planung wichtig sein können, seien 
stichwortartig genannt: 
• Katastrophenmanagement (Akti
onsfelder: raumbezogene Informati
onssysteme; Infrastrukturen für Not
hilfe; Evakuierungsvorbereitungen 
und andere mehr) 
• Prävention (technische Versor
gungsmaßnahmen, Schutzraumpla
nung, individuelle Präventionsmaß
nahmen wie Versicherungen und an
dere mehr) 

Ebenso einsichtig ist, dass der Wie
deraufbau nach einer Katastrophe die 
vielfältigsten Anschlussmöglichkeiten 
für raumplanerisches Handeln bietet. 

Öffentliche und private 
Katastrophenvorsorge 

In den vergangenen Jahren wur
de der Katastrophenschutz spürbar 
beschnitten. In erster Linie wird dies 
mit dem Ende des Kalten Krieges in 
Verbindung gebracht. Ein weiterer 
bemerkenswerter Trend ist die zuneh
mende Deregulierung und Verlage
rung der Verantwortlichkeit im Kata
strophenschutz nach unten (Schött
ler 2000, S. 3). 

Eine ähnliche Entwicklung ist im 
Bereich der Raumplanung zu ver
zeichnen . Auch dort gibt es Deregu
lierung, Liberalisierung und Förde
rung des Subsidiaritätsprinzips. 

Dieser Prozess der Entstaatlichung 
mag in hohem Maße fiskalischen In
teressen geschuldet sein, er kann 
aber auch Ausfluss einer Abkehr von 
einer fordistisch geprägten Regula
tion, das heißt dem wohlfahrts
staatlichen Denken, entstammen. Der 
Gedanke, der hinter dem Subsidiari
tätsprinzip steckt, nämlich die Verant
wortung so weit wie möglich nach 
unten zu verlagern, kann für die Ka
tastrophenvorsorge ja durchaus nütz
lich sein . 

Zentrale Diskussionsergebnisse 
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Die Regionalplanung wirkt konkret in unterschiedlichen Bereichen in 
der Katastrophenvorsorge mit, so zum Beispiel in den Katastrophen
schutzplänen bei kerntechnischen Anlagen, und betreibt vor allem im 
Fall des Hochwasserrisikos aktive Katastrophenvorsorge. 

Die Regionalplanung berücksichtigt in der Abwägung die Belange der 
Katastrophenvorsorge durchaus. Das Problem besteht darin, dass die In
teressen der Katastrophenvorsorge, die ja in Konkurrenz zu anderen Nut
zungsinteressen stehen, nicht deutlich genug vorgebrachtwerden. Dennoch 
giltinsgesamt, dass die Regionalplanung wenigerspezielle Katastrophenvor
sorge, sondern eher indirektallgemeine Vorsorge betreibt, wenn sie eine Ten
denz zur Nachhaltigkeit (Sustainability) erkennen lässt. 

Aus Sicht der Katastrophenvorsorge besteht das große Defizit der 
Regionalplanung darin, dass sie sich im Grunde vor allem auf den Frei
raum, auf den noch landwirtschaftlich genutzten Raum konzentriert, aber 
die Bestände weitgehend außerhalb ihrer Betrachtung liegen. Hier wäre 
ein stärkeres Eingreifen, zum Beispiel durch Vorschreiben von Sicher
heitsabständen, sinnvoll. Positive Erwartungen an die Regionalplanung 
werden mit der neuen Plan-UVP (oder Strategische Umweltprüfung -
SUP) auf Grundlage einer EU-Richtlinie verknüpft. 

Ein Teil der Risiken entstammt si
cher gerade dem allzu sorglosen Ver
lassen auf die Vorsorge der öffentli
chen Hand: Man siedelt gern hinter 
dem Deich, wenn man weiß, dass der 
Staatfürdie Sicherheit bürgt. Katastro
phenvorsorge und Raumplanung 
stehen vor dem Problem, ein Aufga
benfeld bearbeiten zu müssen, das 
staatliches - oder zumindest ge 
meinschaftliches - Handeln erfordert. 
Durch Kollektivlösungen wird aber in
dividuelle Verantwortlichkeit entlas
tet. Mehr noch: Es taucht das Problem 
des "moral hazard" auf. Der Einzelne 
kann dazu neigen, Risiken einzugehen, 
wenn er weiß, dass im Schadensfall 
andere bezahlen oder die Kosten für 
Vorsorgemaßnahmen nicht auf die 
Nutznießer umgelegt werden. 

Ökonomisch gesehen kommt es 
zum so genannten Trittbrettfahrerpro
blem. Dass diese Art der Vorsorge im 
Bereich von Natur- und anderen Kata
strophen auf lange Sicht nichtfunktio
nieren kann, wird am Beispiel der Pro
bleme der Krankenversicherung sicht
bar. Daher ist die These, dass eine allzu 
starke Instrumentalisierung der Raum
planung für eine umfassende Kata
strophenprävention auch die mögli
chen Risiken erhöht, sehr teuer wird 
und die Entwicklungsmöglichkeiten 
einschränkt, zumindest diskutierens
wert. 

Für die Regionalplanung 
besonders relevante 
Katastrophen 

Vor der näheren Beschäftigung mit 
möglichen Maßnahmen auf dem ge
meinsamen Themenfeld ist die tat
sächliche, sachliche Schnittmenge zu 
bestimmen. Es ist klar, dass Hoch
wasser und damit Flussgebiete eben
so wie die tief gelegenen Küstenre
gionen erste Adressräume für die 
Regionalplanung sind. 

Auch Erdbebengebiete und Ge
genden, die auf Grund ihrer Struk
turmerkmale besonders waldbrand
gefährdet sind, können als wichti
ge Zielgrößen genannt werden. 
Stürme sind zwar außerordentlich 
raumwirksam, aber schwer zu kal
kulieren. 

Insgesamt kann man folgende Räu
me und Raumkategorien als beson
ders betroffen benennen: 
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• Rheingraben (Erdbeben) 
• Stromtäler (Hochwasser, Gefahr-

guttransporte) 
• Alpentäler (Murgänge, Lawinen) 
• Küsten (Hochwasser) 
• große Waldgebiete, vor allem im 

Osten Deutschlands 
• Agglomerationen (Indust rieanla

gen, technische Risiken) 
• Verkeh rsachsen (Unfälle) 
• Bergschadensgebiete 

Katast rophen und 
Katastrophenvorsorge 

Ähnlich wie die eingangs diskutier
te Thematik, wie denn "Katastrophen
v orsorge" und "Raumplanung" zu 
verstehen sind, ist es notwendig, sich 
über den Katastrophenbegriff zu ver
ständigen, ehe man Maßnahmen zu de
ren Abwehr oder Bewältigung disku
tiert. Hier besteht ein großes Defizit. Was 
als Katastrophe bezeichnet wird, hängt 
von der gewählten Perspektive ab. 

Gewöhnlich wird auf die Zahl der 
Toten oder Sachschäden Bezug ge
nommen, aber dies ist eher ein medi
enorientierter Indikator. Auch ohne 
spektakuläre Folgen kann die Gesell
schaft nachhaltig gestört sein und 
damit eine Katastrophe vor liegen . 
Durch die Abmilderung des offiziel
len Katastrophenbegriffs in "Groß
schadensereignis" w ird das Definiti 
onsproblem eher verschärft als gelöst. 

Einigkeit besteht darüber, dass 
Störfäl le, Rettungseinsätze und ähn
liches - auch wenn sie gewisse Ka
pazitätsgrenzen überschreiten - kei
ne Katastrophen sind. In Deutschland 
gab es demzufolge in den letzten 50 
Jahren keine Katastrophe, weder das 
Eisenbahnunglück bei Eschede noch 
die so genannten Sturm- und Schnee
katastrophen waren Katastrophen. 

Andererseits sind Katastrophen 
nicht nur Großschadensereignisse, 
die eine Gese llschaft schwächen, 
sondern auch "sch leichende Prozes
se, die kippen", etwa die Vergiftung 
von Wasser oder Seuchen. So kann 
die BSE-Krise eine Katastrophe wer
den, wenn die Vulnerabilität der Ge
se llschaft offensichtlich wird. 

Unter Katastrophenvorsorge wird 
vorsorgendes Verhalten vor dem mög
lichen, kommenden Ereignis verstan
den . Die vorhandenen Risiken sind 
mög lichst zu reduzieren, aber die 
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Vorsorge ist nicht um jeden Preis zu 
betreiben, da siesonstzu Blockadeund 
unerwünschten Nebeneffekten führt. 

Katastrophenvorsorge liegt vor der 
Katastrophenabwehr, sie ist "Preven
tion" und nicht "Preparedness". Ka
tastrophenvorsorge geht mehr und 
mehr in allgemeine Normen und 
Handlungen über, je mehr strukturel
le und kulturelle, also langfristige 
Aspekte mit hineingenommen wer
den. Dies ist zum Beispiel in der Ar
mutsbekämpfung der Fall. 

Katastrophenvorsorge als Gesamt
aufgabe kann also prinzipiell durch
aus der Raumordnung zugeordnet 
werden, insbesondere weil diese sich 
übergreifend, neutral und abwägend 
sieht. Auch überschreitet Katastro
phenvorsorge sehr häufig die kom
munalen Grenzen und ist daher der 
Regionalplanung zuzurechnen . Aller
dings besteht die Gefahr, die Raum
ordnung zu überfrachten und mit 
solch einer "Globalsteuerung" zu 
überfordern . 

Es ist außerdem zu beachten, dass 
die praktische Katastrophenvorsorge 
in verschiedene Daseinsbereiche zer
fä llt (beziehungsweise operationali 
siertwird), und innerhalb dieser ein ent
sprechendes Instrumentarium bereit 
steht. Dies sind zum Beispiel das Atom
gesetz, die Immissionsschutzgesetzge
bung, Störfallverordnungen, Verord
nungen für Gefahrguttransporte etc. 

Gefährdungskataster als 
Aufgabe einer vorsorgenden 
Raumordnung 

Mit der laufenden Raumbeobach
tung steht aus der Raumordnung im 
Prinzip ein Instrumentarium zur Ver
fügung , das in Richtung eines vor 
Katastrophen vorsorgenden Gefähr
dungskatasters erweitert werden 
könnte . Die notwendigen Daten sind 
im Prinzip vorhanden, sie müssten 
ledig lich zusammengeführt werden. 

Ansätze hierzu sind über das Geo
datenmanagement vorhanden. Als 
Vorbild könnte die Gefahrendaten
bank dienen, die die Vereinten Na
tionen und das Bundesamt für Ge
sundheit vor einigen Jahren entwi
ckelt haben. 

Die Raumordnung wäre die geeig
nete Instanz, da sie keine oder gerin
gere fachl iche Eigeninteressen hat. 

In der Durchführung und Zusam
menstellung eines Gefährdungska
tasters liegen einige Probleme, die 
nicht unterschätzt werden dürfen : 
• Es muss ein Kriterienkatalog erstellt 
werden . 
• Kenntnisse von Prozessen, Inter
aktionen, (negativen) Synergieeffek
ten sowie von Gemengelagen sind 
vonnöten. 
• Es ist ein breites Fachwissen zu 
aktivieren, das von Kenntnissen über 
geophysikalische Prozesse in der 
Geologie bis hin zu chemischen Pro
duktionsprozessen reicht. 
• Die Gefährdungspotenziale müs
sen erkannt werden : Handelt es sich 
um eine Gefährdung des Wassers, 
um Explosionsgefahr, um großräu
mige Luftemissionen? 
• Einzelne Gefährdungspotenziale 
haben sehr unterschiedliche Zeitho
rizonte, die sich durch Gemengela
gen und Synergieeffekte rasch ver
ändern können . 

Forschungsbedarf 
Wenn das Gefährdungskataster 

der Ansatzpunkt für eine vor Kata
strophen vorsorgende Raumordnung 
ist, so ist zunächst zu klären, was an 
Daten bereits vorhanden ist und wie 
diese aufbereitet sind beziehungswei
se aufbereitet werden können. 

Insbesondere die vorliegenden 
Gefährdungskataster sowie der 
Schutzdatenatlas Deutschlands sind 
hier zu berücksichtigen . In methodi
scher Sicht sind Aufbereitungsinstru
mente zu sichten, insbesondere die 
Bestrebungen der Länder zu einem 
Geomanagement sind zu beachten . 

Inhaltlich hoher Aufwand ist bei 
der Festlegung der zu beobachten
den Indikatoren nötig . Wer soll das 
System entwickeln und die Indikato
ren festlegen? Auf organisatorischer 
Ebene ist damit die Frage verbunden, 
ob hierfür eine behördliche Struktur 
angestrebt wird, ob die Aufgaben ei 
ner Expertenmannschaft übertragen 
werden oder ob gar eine dezentrale 
Struktur (Individualisierung) via Inter
net die beste Lösung ist. Eine Alter
native zu einem komplexen Indikato
rensystem ist eine explorative 

Herangehensweise, die eher mit 
der Szenariomethode arbeitet. Eine 
solche Pilotstudie enthält die ~ 
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Möglichkeit, Undenkbares zu den
ken und "Denkverbote", die sowohl 
im Katastrophenschutz wie in der 
Raumplanung existieren, zu durch
brechen. 

Grundsätzlicher Art ist die Diskus
sion darüber, ob und wie die Instru
mente der Raumordnung für die Ka
tastrophenvorsorge verändert wer
den können und welche Hindernisse 
- insbesondere seitens der Politik -
hierbei zu beachten sind . Es wäre 
wünschenswert, die Belange der Ka
tastrophenvorsorge stärker in die 
Landes- und Regionalplanung zu in
tegrieren und nicht nur über die "Trä
ger öffentlicher Belange" einzubrin
gen . Es ist allerdings zu beachten, 
dass es auf Grund der geschilderten 
Strukturunterschiede immer nur eine 
begrenzte Überschneidungsmenge 
zwischen Katastrophenvorsorge und 
Raumordnung gibt. 

Raumordnung und Katastrophen
vorsorge haben mehr miteinander zu 
tun, als bislang von beiden Seiten 
wahrgenommen wurde . Für eine 
umfassende Daseinsfürsorge von 
Mensch und Raum ist eine engere 
Zusammenarbeit sinnvoll. 
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Akademie für Raumforschung und 
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in: Heinritz, G., Wießner R., Winiger M. 
(Hrsg.): Nachhaltigkeit als Leitbild der 
Umwelt- und Raumentwicklung in Europa, 
51 . Deutscher Geographentag, Bonn 1997, 
Band 2, Stuttgart 1998, S. 153-163 
• Rother, K.H.: Workshop "Katastrophen
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Anspruch, Realität und notwendige 
Entwicklungslösungen, hrsg . vom Deut
schen Komitee für Katastrophenvorsorge, 
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Gemei ndeorientierte 

von Dr. Roland F. Steurer, Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit, 
Eschborn, und Dr. Christina Bollin, Gutachterin Katastrophenvorsorge 

Vortrag auf dem Gefahrentag 
2007, 2. Forum Katastrophen
vorsorge, 25. September 2007 in 
Leipzig; leicht gekürzte Fassung 

Auch wenn Überschwemmungen, 
Blitzeinschlag oder Lawinen in 
Deutschland und anderen Industrie
nationen immer noch schmerzhafte 
Verluste und Schäden für Menschen 
und Regionen zur Folge haben kön
nen, ist Katastrophenvorsorge in den 
wohlhabenden Staaten schon fast 
eine Selbstverständlichkeit. Die ne
gativen Konsequenzen hereinbre
chender Naturgewalten sind dort 
deutlich geringer als die der Natur
katastrophen, unter denen Länder 
und Regionen in den ärmeren Tei
len der Welt leiden. 

Das hohe Katastrophenrisiko in 
vielen Entwicklungsländern hat viel
fältige Ursachen . Viele von ihnen 
könnten durch die Mobilisierung der 
Zivilgesellschaft, das heißt durch 
Sensibilisierung und aktive Beteili
gung, vermieden oder reduziert wer
den. Hier einige Beispiele: 
• Manche Regionen wie Zentralame
rika oder Südostasien sind auf Grund 
klimatischer oder geologischer Be
dingungen besonders vielfältigen 
und/oder häufigen, extremen Natur
ereignissen ausgesetzt. Zusätzlich 
trägt die Gesellschaft oft dazu bei, die 
Gefahren zu erhöhen, wenn beispiels
weise Berghänge durch Abholzung 
destabilisiert werden und dadurch bei 
starkem Regen oder einem Erdbeben 
die Gefahr eines Erdrutsches ent
steht. 
• Insbesondere die armen Bevölke
rungsteile verfügen oft nicht über die 
Kenntnisse und finanziellen Möglich-

keiten, ihre Häuser auf sicherem Land 
und in ausreichend erdbeben-, sturm
oder überschwemmungssicherer 
Weise zu errichten. Über Sensibilisie
rungs- und Ausbildungsmaßnahmen 
könnte eine angepasstere Auswahl 
von Ort, Materialien und Bauweisen 
erreicht werden. Nicht immer ist dazu 
finanzielle Unterstützung notwendig . 
• Die Hilfe im Notfall obliegt meist 
zentralistisch organisierten, nationa
len Katastrophenschutzbehörden. 
Diese sind nicht zuletzt auf Grund 
ihrer hierarchischen Strukturen häu
fig nicht in der Lage, der Bevölke
rung schnell und wirksam zu helfen. 
Dies gilt insbesondere für abgelege
ne ländliche Gebiete. Entsprechend 
wichtig ist es daher, dass sich die 
gefährdete Bevölkerung - idealer
weise in Zusammenarbeit mit der 
Gemeindeverwaltung - selbst orga
nisiert und auf den Notfall vorbe
reitet. 
• Die lokale Selbsthilfe beschränkt 
sich nicht auf die Vorbereitung auf 
ein extremes Naturereignis. Auch ört
lich begrenzte mittel- und langfristi
ge Vorsorgemaßnahmen (etwa Risi
koanalyse, Landnutzungsplanung, 
Anpassung von Agrarproduktions
methoden) können das häufig nur in 
Ansätzen vorhandene nationale Ka
tastrophenmanagement ergänzen. 
Da Naturereignisse häufig nach den 
lokalen Gegebenheiten sehr unter
schiedliche Auswirkungen haben, ist 
ein örtliches Vorsorgesystem von 
großer Bedeutung für die Sicherheit 
der Gegend. Dafür ist die Beteiligung 
der verschiedenen Akteure auf Ge
meindeebene notwendig. 
• In den Entwicklungsländern fehlen 
in der Regel die notwendigen Nor
men, um über Siedlungspolitik, Land
nutzungsplanung oder Mindeststan
dards für Infrastrukturmaßnahmen 
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Katastroghenvorsorge 
twic lungs ander 

Erdbebenschäden wie an diesem Haus in Ahuachap an, EI Salvador, können teilweise 
durch richtige Bauweise verhindert werden. Dazu ist die Aufklärung der einheimischen 
Bevölkerung vonnöten. 

die Katastrophenanfälligkeit der Be
völkerung deutlich zu verringern. Oft 
w erden entsprechende Gesetze, 
Verordnungen und Pläne nicht um
gesetzt. Eine Sensibilisierung der 
Entscheidungsträger sowie Druck 
seitens der mobi lisierten Bevölke
rung können hier zu Verbesserun
gen führen . 

Diese Beispiele verdeutlichen die 
Bedeutung, die die Mobilisierung der 
Ziv il gese llschaft für die Verringerung 
des Katastrophenrisikos hat. Sie kann 
wi e fo lgt zusammengefasst w erden: 
• Die Bevölkerung kann vie l zur Ka
tastrophenvorsorge beitragen; also 
so llte ih r auch die Mög lichkeit dazu 
gegeben werden, denn es geht um 
ihre Sicherheit und Entwicklung. 
• Die Gese llschaft (Bevölkerung, Fir
men, Schulen, Kirchen etc.) muss in 
die Verantwortung genommen wer
den: Jeder kann zur Katastrophenvor
sorge beitragen und darf sich für den 
Notfall nicht nur auf staatliche oder in
ternationa le Hi lfe verlassen. 
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Katastrophenmanagement 
auf Gemeindeebene 

Für ein wirksames Katastrophenri
sikomanagement auf Gemeindeebe
ne, das über sporadische Evakuie
rungsübungen hinaus eine nachhal
tige Reduzierung des Katastrophen
risikos durch eine Verringerung der 
Gefahren und der Verwundbarkeit er
reichen will, sind stabile Strukturen 
notwendig, die dauerhaft Effektivität 
und Breitenwirkung sicherstellen. Den 
Kern dieser Strukturen sollte deshalb 
eine Zusammenarbeit zwischen der 
Gemeindeverwaltung und Freiwilligen 
beziehungsweise anerkannten Persön
lichkeiten aus der Bevölkerung darstel
len (siehe Grafik S. 12). 

Die Rolle der Gemeindeverwaltung 
kann von passiver Unterstützung 
über eine aktive Mitwirkung bis zur 
Eigeninitiative variieren. Wichtig ist, 
dass sie über die örtliche Vorsorge
arbeit informiert ist, sie gutheißt und 
in die eigene Planung einbezieht. Je 

aktiver die Gemeindeverwaltung die 
Katastrophenvorsorge unterstützt, 
desto wirksamer kann sie werden, 
denn : 
• die Gemeindeverwaltung stellt in 
der Regel die formale Verbindung zu 
den nationalen staatlichen Strukturen 
(auch Katastrophenschutz- und -vor
sorgeinstitutionen) dar; 
• auf lokaler Ebene verfügt sie in der 
Regel allein über die Autorität, Eva
kuierungen zu beschließen und alle 
im Notfall wichtigen Akteure zu ko
ordinieren (Notfallkomitee); 
• viele Vorsorgemaßnahmen, bei
spielsweise eine an das Risiko ange
passte Siedlungs- und Landnutzungs-

~ planung, die Ausweisung und Aus
c rüstung von Notunterkünften oder 
~ eine angemessene Abfallbeseitigung 

benötigen den Rückhalt und die akti 
ve Unterstützung der Gemeindever
waltung; 
• Katastrophenvorsorge benötigt 
eine stabile finanzielle Basis, um zu 
mindest die notwendigen Materia
lien, Reparaturen und laufenden 
Kosten zu garantieren . Diese finan 
zielle Grundversorgung kann am 
besten über eine Verankerung im 
Gemeindehaushalt sichergestellt 
werden . 

Bemühungen einer Gemeindever
waltung, Katastrophenvorsorge allein 
umzusetzen, können nur begrenzt 
Erfolg haben. Breitenwirkung ist le
diglich mit Beteiligung der gefährde
ten Bevölkerung zu erreichen . Diese 
konkrete Verbindung wird über die 
Mitwirkung von Freiwilligen und an
gesehenen Persönlichkeiten herge
stellt, die 
• die Interessen und das Wissen der 
Bevölkerung in die Vorsorge einbrin
gen ; 
• als Multiplikatoren die Bevölkerung 
für die Notwendigkeit und die Mög
lichkeiten des Risikomanagements 
sensibilisieren und zur Mitarbeit mo
tivieren können ; ~ 
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• durch ihr ehrenamtliches Engage
ment die Mög lichkeiten des lokalen 
Katastrophenvorsorgesystems we
sentlich erweitern . 

Darüber hinaus darf nicht verges
sen werden , dass es meist Freiwilli 
ge sind, die zum eigenen Schutz oder 
aus Solidarität mit der gefährdeten 
Bevölkerung die Initiative zur Kata
strophenvorsorge ergreifen. 

Die Beteiligung der anderen Akteu
re am Gemeindeorientierten Kata
strophenrisikomanagement kann per
manent oder sporadisch, generell 
oder punktuell sein , der jeweiligen 
Motivation und Notwendigkeit ent
sprechend . Die gefährdete Bevölke
rung kann zum Beispiel 
• in Sensibilisierungskampagnen 
und Fortbildungsveranstaltungen 
über die Notwendigkeit und Möglich
keiten der Katastrophenvorsorge in
fo rmiert werden ; 
• durch die Mitarbeit an Gefahren
karten und die Bestimmung der ei 
genen Katastrophenanfälligkeit aktiv 
an der Risikoanalyse beteiligt sein ; 
• an Katastrophenschutzübungen 
mitwirken. 

Lehrer und Pfarrer haben eine 
hohe Multiplikationskraft. Sie können 
der Bevölkerung als Vorbilder oder 
im Rahmen ihrer berufl ichen Tätig 
keit Vorsorgeaktivitäten vermitteln. 

Frauen sind in den organisierten 
Initiativen zur Katastrophenvorsorge 
häufig unterrepräsentiert. Sie stellen 
jedoch die deutliche Mehrheit der 

gefährdeten, meist armen Bevölke
rung . Deshalb und um ihre Kapazitä 
ten für die Katastrophenvorsorge bes
ser zu nutzen, ist eine aktive Beteili 
gung vieler Frauen notwendig. Sie 
kann beispielsweise über den Kontakt 
zu Frauengruppen erreicht werden . 

Das Gesundheitswesen ist von be
sonderer Bedeutung für die Katastro
phenvorsorge, da sein Funktionieren 
im Notfall Leben retten kann und eine 
stabile Gesundheit der Bevölkerung 
sowie gute Kenntnisse über hygieni
sche Mindeststandards die Katastro
phenanfälligkeit der Menschen deut
lich verringern kann. Vertreter der 
örtlichen Gesundheitsstationen kön
nen durch ihr Wissen wichtige Bei
träge zur Sensibilisierung und Aus
bildung im Rahmen der Katastro
phenvorsorge leisten. 

Katastrophenvorsorge ist auch für 
Unternehmen wichtig, je nach Wirt
schaftssektor, geographischer Lage, 
benötigten Ressourcen und Marktsi
tuationen. Die Beteiligung von Unter
nehmern oder Vertretern von Firmen 
stellt darüber hinaus eine Stärkung 
des lokalen Vorsorgesystems dar, 
denn sie 
• tragen zu einer größeren Bandbrei 
te der Interessen und inhaltlichen 
Möglichkeiten bei; 
• können die politische Akzeptanz 
beziehungsweise den Druck auf staat
liche Instanzen erhöhen; 
• stabilisieren die Arbeit unter Um
ständen auch finanziell. 

Akteure der Katastrophenvorsorge auf der Gemeindeebene 
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Mitarbeiter des 
Gesundheitswesens 

Vertreter lokaler 
Unternehmen 

Kirchenvertreter 

Gemeindeverwa ltung ........ I----i.~ Freiwillige. angesehene 

NRO 

Gefährdete 
Bevölkerung 

Persönlichkeiten 

~ 
Lehrer 

Mobilisierung der Zivil
gesellschaft für die 
Katastrophenvorsorge 

Die aktive Beteiligung der Zivilge
seilschaft ist elementar für eine wirk
same Vorsorge. Jeder kann in sei 
nem Umfeld zur Risikoreduzierung 
beitragen . Die häufig mangelnde Ei 
geninitiative liegt vor allem in zwei 
Tatsachen begründet : 
• Extreme Naturereignisse treten 
häufig nur in großen Zeitabständen 
auf . Das Katastrophenrisiko be
schreibt lediglich eine Wahrschein
lichkeit: Eine Katastrophe tritt nicht 
mit Sicherheit ein. Die Motivation, 
Zeit, Geld und Energie in Vorsorge
maßnahmen zu investieren, von de
nen man nicht weiß, ob sie in naher 
Zukunft oder gar jemals gebraucht 
werden, ist gering. Sind diese Res
sourcen knapp, gibt es häufig ande
re Prioritäten. 
• Der in den Entwicklungsländern 
weit verbreitete, fatalistische Glaube 
an Katastrophen als Strafe Gottes 
oder unabänderliches Schicksal in 
Verbindung mit der Unkenntnis über 
die konkreten Möglichkeiten der Vor
sorge unterbindet häufig jegliche Ei
geninitiative. 

Mobilisierung ist also notwendig, 
um Katastrophenvorsorge auf der 
Gemeindeebene anzustoßen oder 
um mehr Menschen an den Bemü
hungen zu beteiligen . Bei den ge
nannten Punkten wird aber auch 
deutlich, wie wichtig es ist, sich bei 
der Mobilisierung nicht mit einem 
kurzfristigen Strohfeuer zufrieden zu 
geben: Je größer die Abstände zwi
schen extremen Naturereignissen 
sind und je unsicherer ihr baldiges 
Eintreffen, desto wichtiger ist es, sta
bile Vorsorgestrukturen zu schaffen, 
die zumindest eine Kerngruppe dau
erhaft mobilisieren . 

Um dieses Ziel zu erreichen, gibt es 
eine Reihe möglicher Aktivitäten und 
Strategien, die als Maßnahmenpaket 
und in Verbindung mit den Motivatio
nen der Zivilgesellschaft zur aktiven 
Beteiligung an der Katastrophenvor
sorge gesehen werden müssen : 
• Sensibilisierung der Bevölkerung 
mit Hilfe von Informationskampag
nen: Damit wird die Aufmerksamkeit 
kurzfristig auf eine akute Gefährdung 
gelenkt, was vor allem zu Beginn oder 
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während einer Phase mit hohem Ri
siko (etwa in der Regen- oder Trok
kenzeit) von großer Bedeutung ist. 
Informationskampagnen können au
ßerdem auch langfristig die Akzep
tanz für Katastrophenvorsorge erhö
hen, wenn sie periodisch wiederholt 
werden; 
• Partizipative Risikoanalyse (Erstel
lung von Gefahrenkarten und Diagno
sen der Katastrophenanfälligkeitsfak
toren): Die Beteiligung an der Risiko
einschätzung stärkt sowohl das 
Risikobewusstsein der Bevölkerung 
als auch das Interesse an möglicher 
Vorsorge . Außerdem trägt sie zu ei 
ner vollständigen und detaillierten 
Analyse bei; 
• Organisation lokaler Katastrophen
vorsorgegruppen: Diese Gruppen 
können die Protagonisten des Risi 
komanagements sein und Planung, 
Durchführung und Monitoring von 
Vorsorgeaktivitäten selbst koordinie 
ren. Sowohl Vertreter der Gemein
deverwaltung als auch Freiwillige aus 
der Bevölkerung sollten darin präsent 
sein; 
• Aus- und Fortbildung der Beteilig
ten und der Multiplikatoren; 
• Frühwarnsysteme (wenn möglich 
und notwendig). die von der Bevöl
kerung selbst betrieben werden ; 
• Partizipative Erstellung von Notfall
plänen und Klärung der Aufgaben 
und Verantwortlichkeiten sowohl der 
organisierten Beteiligten als auch der 
gefährdeten Bevölkerung insgesamt; 
• Katastrophenschutzübungen; 
• Mittel- und langfristige Vorsorge
maßnahmen wie die Einrichtung von 
Drainagesystemen oder die Einfüh 
rung einer Landnutzungsplanung -
unter Einbeziehung aller Akteure ; 
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• Beteiligung der Bevölkerung am 
Wiederaufbau nach einer Katastrophe. 

Partizipatives 
Frühwarnsystem 

Eine der effektivsten Maßnahmen 
zur Mobilisierung der Bevölkerung für 
die Katastrophenvorsorge sind ange
passte Frühwarnsysteme. Bei Über
schwemmungen an Flussläufen funk
tioniertdas wie folgt: Am Oberlaufdes 
Flusses werden einfache Instrumente 
zur Messung des Pegelstandes und 
des Niederschlags aufgestellt, die von 
Ortsansässigen regelmäßig überprüft 
werden . Diese sind mit einem Funk
sprechgerät ausgestattet, mit dessen 
Hilfe sie die gemessenen Daten an eine 
Zentrale (etwa in der Gemeindever
waltung) weitergeben, wo die Infor
mationen registriert und analysiert 
werden . Wenn die gesammelten Da
ten auf eine Überschwemmungsge
fahram niederen Flusslaufhindeuten, 
werden die dann gefährdeten Men
schen gewarnt. 

Von der Zentrale aus können gege
benenfalls weitere Maßnahmen (Eva
kuierungen etc.) koordiniert werden . 
Bei allen Vorteilen, die solche Früh
warnsysteme mit sich bringen, darf 
nicht vergessen werden, dass sie in 
tensiver Pflege, permanenter Koordi 
nierung und finanzieller Absicherung 
bedürfen : Die Geräte müssen gewar
tet und geegebenenfalls repariert oder 
ersetzt werden. Die Verlässlichkeit der 
Beteiligten muss kontrolliert werden, 
gegebenenfalls müssen Mess- und 
Funksprechgeräte in neue Hände ge
legt werden. 

Insbesondere bei der Auswahl der 
Beteiligten ist Fingerspitzengefühl 

notwendig, um zu vermeiden , dass 
Rivalitäten entstehen. Funktioniert 
das System und sind seine kontinu
ierliche Begleitung und Finanzierung 
gegeben, ist es ein wichtiges Element 
der Katastrophenvorsorge auf Ge
meindeebene. 

Motivationsgründe 
Um die Menschen für die verschie

denen Maßnahmen gewinnen zu kön
nen, ist es von Vorteil, ihre mögli

~ chen Motivationen zur Beteiligung zu 
E kennen. Die Erfahrungen der GTZ mit 
.l: dem Konzept "Gemeindeorientiertes 

Katastrophenrisikomanagement" ha
ben gezeigt, dass folgende Motiva
tionen im Vordergrund stehen : 
• Verringerung des Katastrophenri 
sikos der eigenen Person und Fami
lie oder anderer Menschen 
• Stärkung der Selbsthilfekapazitä
ten (und des Selbsbewusstseins der 
Beteiligten) 
• Aus- und Fortbildung für Men
schen, die sonst kaum über (Weiter-) 
Bildungschancen verfügen 
• Beteiligung am organisierten ge
sellschaftlichen Leben 
• Vorbild einer respektierten oder 
Führungspersönlichkeit 
• konkrete Vorteile wie Funksprech
geräte, eventuell zusätzliche Einkom
mensquellen 
• Image-Gewinn 
• gesellschaftlicher Druck oder De
legation 

Chancen und Hindernisse 
Bei der Mobilisierung der Zivilge

sellschaft muss zwischen Sensibili 
sierung und aktiver Beteiligung un
terschieden werden . Beide sind not
wendig, keine darf vernachlässigt 
werden . Die Sensibilisierung hat zu
nächst kurzfristige Wirkung, die zum 
Beispiel für den Wiederaufbau nach 
einer Katastrophe oder in einer Pha
se erhöhten Risikos unentbehrlich 
sind. Darüber hinaus wird durch 
Sensibilisierungskampagnen auch 
die Grundlage für eine breite Akzep
tanz präventiver Maßnahmen wie die 
Einführung neuer Normen im Rah
men einer Landnutzungsplanung ge
schaffen. 

Für eine dauerhafte Mobilisierung 
der Zivilgesellschaft ist ihre aktive 
Beteiligung unerlässlich. Die ~ 
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Beispiele für die Zusammenarbeit zwischen Gemeinde
verwaltung und Freiwilligen 

• La Masica, Honduras 
Seit 1996 leiten Bürgermeister un
terschiedlicher Parteizugehörigkeit 
die Katastrophenvorsorge in La Ma
sica. Die Arbeit wird im Rathaus von 
eigenem Personal in enger Zusam
menarbeit mit Freiwilligen aus der 
Gemeinde koordiniert. Im Haushalt 
ist ein Budget für Katastrophenvor
sorge enthalten. Daraus wird unter 
anderem der Unterhalt des Früh
warnsystems für Überschwemmun
gen finanziert, an dem Freiwillige 
aus den verschiedenen Ortschaften 
beteiligt sind. Derzeit wird an einer 
an das Risiko angepassten Landnut
zungsplanung und an Plänen für Ab
fallrecycling und die Wiederauffors
tung der für die Überschwem
mungsgefahr relevanten Abhänge 
gearbeitet. 

• Tacuba, EI Salvador 
1999 hat eine Gruppe Freiwilliger die 
Initiative für die Organisation der 
überschwemmungs- und erdrutsch
gefährdeten Bevölkerung in Tacu
ba ergriffen und davon den Bürger
meister überzeugt. Die Unterstüt
zung durch die Gemeindeverwal
tung beinhaltete die Bereitstellung 
von Telefon, Besprechungsraum 

konkrete Bedeutung der Beteiligung 
und wie sie erreicht werden kann, 
hängt von den jeweiligen Rahmen
bedingungen ab. In den meisten Fäl
len wird das dauerhafte Engagement 
einer stabilen Kerngruppe im Vorder
grund stehen, die die Katastrophen
vorsorgearbeit durchführt und je 
nach den konkreten Bedürfnissen 
weitere Akteure einbezieht. 

Je mehr Menschen vor Ort an den 
Aktivitäten beteiligt werden, desto 
breiter wird Katastrophenvorsorge in 
der Bevölkerung verankert und des
to effektiver kann das Katastrophen
risiko reduziert werden. 

Die vielen Möglichkeiten zur Sen
sibilisierung und Beteiligung der Zi
vilgesellschaft auf der Gemeindeebe
ne bieten gute Chancen für die Ein-
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und die Entsendung eines Vertre
ters in die Gruppe. Die positive Rol
le der Freiwilligen bei Schadenser
fassung und Hilfsgüterverteilung 
nach dem Erdbeben vom Januar 
2001 hat zu ihrer Integration in das 
lokale Notfallkomitee geführt. Die 
Gemeindeverwaltung beteiligt sich 
nun aktiv an Projekten zur Reduzie
rung des Erdbeben- und Über
schwemmungsrisikos. 

• San Sebastian, Guatemala 
In San Sebastiim gibt es seit 1997 
Bemühungen, das Überschwem
mungsrisiko der Stadt zu verringern. 
Die Initiative ging von Freiwilligen 
aus, denen es aber nicht gelang, 
durch die Gemeindeverwaltung ak
zeptiert oder gar unterstützt zu wer
den. Grund waren persönliche und 
parteipolitische Rivalitäten, die Ka
tastrophenvorsorgebemühungen 
immer wieder blockierten. Nach 
mehreren gescheiterten Versuchen 
hat nun die nationale Katastrophen
schutzbehörde die Initiative über
nommen. Mit einer neuen Gruppe 
Freiwilliger will sie zumindest die 
Vorbereitung der gefährdeten Be
völkerung auf künftige Über
schwemmungen verbessern. 

richtung oder Stärkung eines in der 
lokalen Gesellschaft verankerten Ka
tastrophenvorsorgesystems. Die dau
erhafte Mobilisierung ist jedoch häu
fig ein schwieriger Prozess. Dabei 
hängen die Erfolgsaussichten stark 
von den örtlichen Gegebenheiten ab. 
Was in der einen Gemeinde schnell 
akzeptiert und verlässlich wirksam 
wird, kann in einer anderen fruchtlos 
bleiben oder mit sehr viel größeren 
Schwierigkeiten verbunden sein. Als 
Haupthindernisse auf der lokalen 
Ebene können die drei folgenden ge
nannt werden : 
• Weit verbreiteter Fatalismus und 
eine geringe Wahrscheinlichkeit, in 
naher Zukunft konkret bedroht zu 
sein, können eine hohe Mobilisie
rungsschwelle darstellen . 

• Ein ausgeprägter Personalismus 
bei den Beteiligten kann zu zentralis
tischen und klientelistischen Struktu
ren und zu starken Rivalitäten füh
ren . Diese sind nachteilig für eine 
breit angelegte Katastrophenvorsor
ge und können die Arbeit sogar völ
lig blockieren . 
• Oft ist mit dem Personalismus eine 
parteipolitische Instrumentalisierung 
verbunden, die sich in der Beteiligung 
und eventuellen Begünstigung nur 
einer politischen Gruppierung oder 
in einer Spaltung ausdrücken kann. 
Die Parteienorientierung kann ins
besondere an den Schaltstellen 
zwischen Gemeindeverwaltung, 
Freiwilligengruppe und nationalen Ka
tastrophenvorsorgestrukturen pro
blematisch werden. Eine an der Sach
arbeit orientierte, überparteiliche 
Kooperation ist deshalb eine der 
Grundvoraussetzungen für erfolgrei
ches Katastrophenrisikomanagement 
auf Gemeindeebene. 

Von großer Bedeutung für das lo
kale Engagement ist außerdem das 
Verhältnis zu den nationalen Katastro
phenschutz- und -vorsorgestruktu 
ren . Es ist wichtig, dass es die lokalen 
Akteure sind, die das örtliche Kata
strophenrisikomanagement gestalten, 
also auch über die notwendigen Kom
petenzen und Ressourcen verfügen. 

Idealerweise sind sie in das natio
nale Vorsorgesystem eingebunden, 
indem sie nationale Rahmenvorga
ben (etwa Symbole für Gefahrenkar
ten) übernehmen, in das Kommuni
kations- und Informationssystem in
tegriert sind und so Aktivitäten 
zwischen lokaler und nationaler Ebe
ne koordiniert werden können (bei 
spielsweise Ausbildungen oder Ka
tastrophenschutzübungen). 

Zur Mobilisierung trägt schließlich 
die Katastrophenvorsorge selbst bei, 
wenn beim Eintreten extremer Na
turereignisse erste Erfolge der Prä
ventionsbemühungen deutlich wer
den . Effektives Katastrophenrisiko
management und die Mobilisierung 
der Zivilgesellschaft begünstigen sich 
gegenseitig und tragen so zur Ver
ringerung des Katastrophenrisikos, 
zur Stabilisierung der Entwicklungs
möglichkeiten und zur Verbesserung 
der Lebensbedingungen in den von 
Naturkatastrophen bedrohten Regio
nen bei . • 
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Zu Aktivitäten und Angeboten des Robert Koch-Instituts 

Vorsorge vor eventuellen b· oterroristi ehen 

Das Bundesgesundheitsministerium 
hat unmittelbar nach dem 11. Sep
tember vorhandene Krisenpläne 
überprüft und aktualisiert, unter an
derem auch das Kommunikations
netzwerk mit den Instituten im Ge
schäftsbereich, mit dem Bundes
kanzleramt und den weiteren zu
ständigen Bundesministerien, insbe
sondere für Verteidigung (BMVg) 
und Inneres (BMI). 

Aufgabenbereich 
Infektionsepidemiologie 

Das Zentrum für Infektionsepide
miologie (lfSG) am Robert Koch-In 
stitut (RKI) (ZI) koordiniert bundes
weit das Meldewesen nach dem In
fektionsschutzgesetz und führt die 
zentrale Datenbank der nach dem 
IfSG meldepflichtigen Infektions
krankheiten. Es besteht eine Online
Vernetzung mit den Landesgesund
heitsbehörden und den 430 Gesund
heitsämtern. Die Meldungen werden 
zeitnah ausgewertet und zur Verfü
gung gestellt. 

Das ZI gewährleistet täglich (auch 
an Sonn- und Feiertagen) eine 24-
Stunden-Rufbereitschaft, um im Seu
chenfall entsprechend reagieren zu 
können . 

Im Rahmen der "Aufsuchenden 
Epidemiologie" stehen Teams von 
Epidemiologen nach Anforderung 
durch Länder oder Kommunen für 
Untersuchungen vor Ort kurzfristig 
zur Verfügung. Ein Ausbildungspro
gramm für "Aufsuchende Epidemio
logie", das vom BMG finanziert wird, 
stärkt die entsprechende Qualifikation 
der Fachkräfte der Länder und Kreise. 

Die Wissenschaftler im RKI erar
beiten Strategien zur Bekämpfung 
von Seuchengeschehen, die sich im 
Falle von Anschlägen mit verschie
denen Erregern ergeben könnten. 
Dazu erfolgt eine Abstimmung mit 
dem BMG und den zuständigen Be
hörden der Länder. Das ZI ist An
sprechpartner für Deutschland im 
Early Warning System der EU und 
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ns gen 
wirkt in den europäischen Program
men zur Surveillance spezieller In
fektionskrankheiten mit. 

Aufgabenbereich 
Labordiagnostik 

Die am RKI angesiedelten fünf Na
tionalen Referenzzentren (NRZ) und 
drei Konsiliarlaboratorien bieten ge
meinsam mit den externen NRZ und 
Konsiliarlaboratorien Beratung, spezi
elle Diagnostik und Weiterbildung an. 

Sicherheitslaboratorien (L3) stehen 
im Robert Koch-Institut in den Berei 
chen Berlin und Wernigerode zur 
Verfügung und bieten Untersu
chungsmöglichkeiten für spezielle 
Infektionserreger, die im Zusammen
hang mit bioterroristischen Anschlä
gen relevant sein könnten (bisher 
wurde vor allem die Diagnostik von 
Bacillus anthracis, Yersinia pestis, 
Francisella tularensis und Botulinus
toxin vorbereitet). Die mikrobiologi
sche Diagnostik aller gegenwärtig für 
bioterroristische Anschläge als be
sonders geeignet angesehenen Erre
ger - das so genannte Dirty Dozen -
soll etabliert werden. Dies erfolgt in 
Zusammenarbeit, insbesondere me
thodischer Abstimmung , mit anderen 
Instituten (z. B. BNI, PEI, BgVV, Uni
versität Stuttgart-Hohenheim). Im 
Rahmen der Aufgabenerteilung erfol
gen Untersuchungen von verdächti
gen Proben im RKI insbesondere 
dann, wenn Bundeseinrichtungen 
betroffen sind oder regionale Labo
ratorien Unterstützung erbitten . 

Das EU-Netzwerk European Net
work on Imported Viral Diseases 
(ENIVD) wird seit mehreren Jahren 
durch Mitarbeiter des RKI koordiniert. 

Kommunikation 
und Information 

Am RKI wurde eine Zentrale Infor
mationssteIle des Bundes zur Seu
chenabwehr (ZIBS) - zunächst als "In
formationsstelle für biologische 
Kampfstoffe" bezeichnet - eingerich
tet . Das zugehörige Bürgertelefon 

(0 18 88 7 54-34 30) steht werktags 
von 9.00 bis 19.00 Uhr zur Verfügung 
und wird seit seinem Bestehen inten
siv in Anspruch genommen. Ergän
zend stellt die Pressestelle einschlä
gige Informationen für die Medien 
bereit. Das Internet-Angebot auf der 
Homepage des RKI (www.rki.de) wur
de erweitert, damit stehen ständig ak
tualisierte Informationen zu verschie
denen Aspekten der relevanten In
fektionen und des Seuchengesche
hens zur Verfügung. 

Mit dem Epidemiologischen Bulle
tin des RKI steht ein geeignetes In
strument für aktuelle Berichte und 
Statistiken zum Auftreten von Infek
tionskrankheiten zur Verfügung . Eine 
Auflage von rund 5.000 Exemplaren 
ermöglicht wöchentlich die Informa
tion der Gesundheitsbehörden und 
anderer Behörden sowie von Ärzten 
in Kliniken, Praxen, Laboratorien und 
wissenschaftlichen Einrichtungen. 

Der bestehende Alarmplan zum 
Schutz von lebensbedrohenden im
po rti e rte n I nfe kti 0 ns kra n kh e ite n 
wurde aktualisiert. Mit den Standard 
Operating Procedures (SOP) "Seu
chenalarm" werden im RKI klare Ent
scheidungsstrukturen festgelegt. Ein 
Kommunikationsnetzwerk sichert die 
Kontakte zu den Ansprechpartnern in 
den Ländern (insbesondere Oberste 
Landesgesundheitsbehörden , Ge
sundheitsämter). Die traditionell im 
RKI erarbeiteten Reihen "Merkblätter 
für Ärzte" und "Ratgeber Infektions
krankheiten" wurden kurzfristig um 
Ratgeber zu Erregern ergänzt, die für 
bioterroristische Zwecke eingesetzt 
werden könnten. 

Zur Fort- und Weiterbildung für den 
ÖGD und Einsatzkräfte im Seuchen
fall werden gegenwärtig Konzepte und 
Materialien vorbereitet. Zur Informa
tion und Weiterbildung von Ärzten und 
Medizinstudenten besteht eine Ko
operation mit der Bundesärztekam
mer und dem Deutschen Ärzteblatt. 

Quelle: Epidemiologisches 
Bulletin, Robert Koch-Institut • 
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ww.rki.de 

Spezjfische Informationen zum Thema 
Bloterrorl mus im Internet 

Mit den Rubriken" Vorgehensweise 
bei Verdacht auf Kontamination mit 
gefährlichen Erregern bei Verdacht 
auf bioterroristischen Anschlag" 
und "Maßnahmen zum Schutz von 
gefährlichen Erregern in Poststellen 
und beim Umgang mit Poststücken " 
hat das Robert Koch-Institut (RKI) 
in Berlin auf seinen Internetseiten 
die Informationen zum Thema Bio
terrorismus (www.rki.deJ erweitert 
und spezifiziert. 

Zum Ausschluss von Kontamina
tion und Infektion mit Milzbranderre
gern sowie zur Chemoprophylaxe im 
Verdachtsfall einer Exposition emp
fiehlt die Infektionsbehörde unter an
derem: 
• die genaue Anamnese über mög
liche Gegenstände und Kle idungs
stücke, die eventuell bei einer Asser
vierung oder Dekontamination nicht 
berücksichtigt wurden, und Einschät
zung des Risikos für Dritte ; 

• die Inspektion der Haut auf Verlet
zungen und Infektionen; 
• eine ärztlich -klinische Untersu
chung (Auskultation) auf pulmonale 
Symptome; 
• Fieber messen ; 
• eventuell Nasen-Rachen-Abstrich 
und Untersuchung desselben auf 
Milzbrandbakterien oder -sporen. 

Falls die Untersuchung des Nasen
Rachen-Raumes einen Nachweis von 
Bacillus species ergibt, muss sofort 
das Gesundheitsamt informiert wer
den. Die betroffene Person ist, so das 
RKI, umgehend ärztlich zu untersu
chen und zu überwachen; außerdem 
muss eine antib iotische Prophylaxe 
eingeleitet werden. Sollte sich he
rausstellen, dass eine apathogene 
Bacillus species nachgewiesen wur
de, kann die antibiotische Prophyla
xe beendet werden. Alle exponier
ten Personen mit labordiagnosti 
schem Hinweis auf eine Exposition 
mit Milzbrandbakterien oder Milz-

Ministerin besuchte Sicherheitslabor 
"Kein Anlass zur Sorge" 

Bu ndesgesu nd heits m i n isteri n 
Ulla Schmidt (SPD) besuchte das Si
cherheitslabor des Robert Koch-In
stituts (RKI), um zu begutachten, ob 
Deutschland für die Bekämpfung 
möglicher bioterroristischer Angrif
fe gerüstet ist. Laborkapazitäten sei
en ausreichend vorhanden, sagte 
sie im Anschluss an die Besichti
gung am 31. Oktober in Berlin . Ge
gebenenfalls könnten diese auch 
von den Mitgliedstaaten der Euro
päischen Union gemeinsam genutzt 
werden. Jeweils ein Mitarbeiter des 
RKI und des Paul-Ehrlich-Instituts 
sollen ab sofort die Europäische 
Kommission beim Vorgehen gegen 
den Bioterrorismus unterstützen, 
kündigte die Bundesgesundheitsmi
nisterin an. Obwohl derzeit kein 
Anlass zur Besorgnis bestehe, wür
den auch auf nationaler Ebene alle 
Vorsorgemaßnahmen getroffen. 
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Antibiotika zur Therapie von bei
spielsweise Milzbrand seien ausrei
chend in Deutschland vorhanden, 
bekräftigte auch der Präsident des 
RKI, Prof. Dr. med . Reinhard Kurth. 
Dies hätte eine Bestandsaufnahme 
bei Herstellern, Händlern und Apo
thekern ergeben. Es sei bereits der
zeit kein Problem, 100.000 Patien
ten zusätzlich zu behandeln. Der 
Pharmakonzern Bayer hat zudem 
seine Ciprobay-Produktion verdrei 
facht. Erfahrungen, wie resistente 
Keime auf Reserveantibiotika rea
gieren, gäbe es allerdings nicht, 
räumte Kurth, der für die neu ge
schaffene "Bundesinformationsstel
le für biologische Kampfstoffe" ver
antwortlich ist, ein. Resistenzen ge
gen Ciprobay, das jetzt die 
Zulassung für die Therapie von Milz
brand-Infektionen erhalten hat, sei
en jedoch nicht zu erwarten. 

brandsporen sollten eine orale Che
moprophylaxe für einen Zeitraum 
von acht Wochen erhalten . 

Zum Beispiel: 
• Ciprofloxacin zweimal 500 mg pro 
Tag per os oder 
• Doxycyclin zweimal 100 mg pro 
Tag per os (Kinder ab dem neunten 
Lebensjahr : fünf mg pro kg KG pro 
Tag in zwei Dosen) oder Amoxicillin 
dreimal 1.000 mg/pro Tag per os 
(Kinder bis acht Jahre: 40 mg pro kg 
KG pro Tag auf drei Tagesdosen ver
teilt). 

Eine exponierte Person muss in
formiert werden , dass sie für die Dau
er der Prophylaxe selbstständig zwei
mal täglich Fieber misst. Bei folgen
den Symptomen oder Beschwerden 
ist sofort ärztliche Hilfe in Anspruch 
zu nehmen, zum Beispiel die internis
tische Notaufnahme eines Kranken
hauses : 
• Temperatur höher als 38,0 Grad 
• Husten , Atemnot und sonstige 
Atembeschwerden 
• juckender, sich vergrößernder 
Hautfleck, insbesondere an den Hän
den 

Ärzte, die die Diagnose "Verdacht 
einer Milzbranderkrankung" stellen, 
müssen nach den Empfehlungen des 
RKI sofort eine entsprechende Be
handlung einleiten , die beim Ver
dacht auf Lungenmilzbrand die intra
venöse Antibiotikatherapie und ent
sprechende supportive Maßnahmen 
einschließen . 

Zusätzlich muss umgehend das 
zuständige Gesundheitsamt 
verständigt werden. Hierbei sind 
auch zuständige Polizeidienst
stellen behilflich. Für die 
Beratungen im Notfall steht auch 
das Robert Koch-Institut über 
die ständig besetzte zentrale 
Rufnummer (0 30) 45 47-4 oder 
(0 1888) 7 54-0 zur Verfügung. 

Quelle: Deutsches Ärzteblatt. Heft 45. 
9. November 2001 • 
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von Dip/.-/ng. Peter Buchner, 
F/ensburg 

Eigentlich wäre zu den Helferspre
cherwahlen im ehrenamtlichen Be
reich des Technischen Hilfswerks 
nichts mehr zu sagen. In der Not
fal/vorsorge 2/2001 wurde das Ver
fahren samt Rechtsprechung und 
politischen Implikationen ausführ
lich beschrieben. AI/erdings wurden 
die Wahlvorschriften etwa acht Wo
chen vor dem ersten denkbaren 
Wahltermin geändert, so dass das 
demokratische Element hier und da 
regelrecht aus den Angeln gehoben 
wurde. 

Seit dem 1. April 1999 steht fest, 
dass beginnend mit dem IV. Quartal 
2001 in den Ortsverbänden die Wahl 
als demokratische Legitimation der 
Interessenvertreter der Ehrenamtli
chen - des Helfersprechers und sei
nes Stellvertreters - über die Bühne 
geht. Außerdem sollte ein Delegier
ter für die Landessprecherwahl de
mokratisch legitimiert werden . Selbst 
die Ortsbeauftragten wie auch deren 
Stellvertreter sind aufgerufen, die 
Helfersprecher mitzuwählen und eine 
Person ihres Vertrauens zur Landes
sprecherwahl zu entsenden . Damit 
wäre der Demokratie Genüge getan . 

Die Wahlvorschriften wurden je
doch kurzfristig geändert. Nun dür
fen sogar die Helfersprecher selbst 
die Landessprecher mitwählen. Die
se Kurzentschlossenheit muss kriti 
siert werden. Ihre Legitimation kann 
man sich notfalls einreden . Jeder 
Wähler weiß jetzt, dass er nicht nur 
mit seinen Interessen vertreten wird, 
sondern mit gleicher Stimme auch 
das Programm im Landesverband 
über die zu wählenden Helferspre
cher mitbestimmt - oder besser: al
lenfalls beeinflusst. 

Bislang fungiert der Ortsbeauftrag
te als "Gegenspieler" des Helferspre
chers, wenn es um den Ausgleich 
zwischen hochschlagenden Emotio
nen der Helfer und dem Auftrag in 
der Sache geht. Bei Uneinigkeit geht 

Notfallvorsorge 3/2001 

der strittige Vorgang in die nächste 
Runde: Dann müssen der Landesbe
auftragte und der Landessprecher die 
Differenzen austragen. Die dort ge
schlossenen Kompromisse waren 
immer für beide Seiten tragbar. 

Nun sollen nicht nur die Helfer
sprecher, sondern auch die Ortsbe
auftragten die Landessprecher wäh
len. Damit entsteht eine Situation, die 
im Schach "Patt" genannt wird. Ver
mutlich wird der Ortsbeauftragte nur 
in Ausnahmefällen selbst zur Landes
sprecherwahl delegiert. Legitimiert 
wäre das nur durch die Wahl, auf 
kei ne n Fa 11 kraft sei nes Amtes. 
Schließlich vertritt er in Auseinander-

1=1;124 ;Eh .11 

• 
I 

setzungen automatisch die Amtssei
te. Dem vordemokratischen Beteili 
gungsorgan Helfersprecher wird so
mit auch ein letzter Zahn gezogen : 
Das Stufenverfahren - das einsetzt, 
wenn sich Ortsbeauftragter und Hel 
fersprecher nicht einigen können -
stirbt mit der Möglichkeit, dass Orts
beauftragte eine schwache Persön
lichkeit wählen. Das ohnehin stump
fe Schwert der Mitwirkung zerbricht 
somit völlig. 

Es ist eine Ironie des Schicksals, 
dass gerade im Internationalen Jahr 
der Freiwilligen ein Stück Demokra
tiekultur auf dem Altar autoritärer Füh
rungshierarchien geopfert wird . • 
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AkNZ wird Kompetenzzentrum für Krisenmanagement 

•• 
von Winfried G/ass ware ata 11 

Schilys Maßnahmenkatalog im Zivil- und Katastrophenschutz 

• Verstärkte Koordinierungsaufgabe 
des Bundes bei Großschadenslagen 
1998 richtete das Bundesinnenministe
rium eine Koordinierungsstelle für groß
flächige Gefahrenlagen ein. Daneben 
wird der Aufbau der Informationszen
trale für Krisenfälle mit dem Deutschen 
N otfa Ilvo rso rg e-I nfo rm a ti 0 n ssyste m 
(deNIS) bei der Zentralstelle für Zivil 
schutz intensiv vorangetrieben. Dort 
werden relevante Fachinformationen 
(unter anderem auch Geoinformationen 
und Wetterdaten) des Bundes, der län
der und Dritter für ein effizientes Kri
senmanagement zusammengeführt. 
• Warnung der Bevölkerung 
Der Bund hat eine satellitengestützte 
Kommunikationsverbindung von den Zi
vilschutzverbindungsstelien zu den 
Rundfunkanstalten und zu den lagezen
tren des Bundes und der länder ge
schaffen. Diese sendet Warnungen via 
Satellit an alle lagezentren und Rund
funkanstalten. Außerdem sollen die la
gezentren der länder mit Empfangs
und Sendestationen ausgestattet wer
den, damit bei begrenzten Katastro
phenfällen auch regional schnell infor
miert werden kann. Das neue Kommu
nikationssystem wird durch ein 
Nachrichtenverteilsystem abgestützt. 
• Selbstschutz und Selbsthilfe 
Bund und länder sehen eine Erste-Hil
fe-Ausbildung der Bevölkerung mit 
Selbsthilfeinhalten (ABC-Schutz, Brand
schutz, Rettung; Bergung, Verhalten in 
Gefahrensituationen) sowie die Wieder
aufnahme des Behörden- und Betriebs
schutzes vor. Außerdem werden die 
Ausbildungsschwerpunkte im Katastro
phenschutz etwa um die Komponente 
des ABC-Schutzes und die Ausbildungs
kapazitäten bei der Helferausbildung er
weitert. 
• Ausstattung/Ausbildung 
Die Bundesregierung stellt den ländern 
bis zum Frühjahr 2002 rund 650 Zivil 
schutzfahrzeuge zur Verfügung . Dazu 
gehören ABC-Erkundungsfahrzeuge, 
Dekontaminationslastkraftwagen und 
Krankentransporter für den Zivil- und 
Katastrophenschutz. Dafür stehen 83 Mil
lionen Mark bereit. Zusätzlich wird das 
für den Einsatz der Fahrzeuge erforderli
che Personal speziell ausgebildet. 
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• Schutz durch bauliche Maßnahmen 
Die bestehenden öffentlichen Schutz
räume (rund 1.900 bundesweit) werden 
auf ihre Notwendigkeit hin überprüft. 
• Medizinische Versorgung/Sicherste/
lung der Versorgung der Bevölkerung 
mit Nahrungsmitteln und Trinkwasser 
Auf Initiative des Bundesinnenministe
riums ist eine Koordinierungsgruppe 
"Gesundheit" eingerichtet worden . Die 
beteiligten Bundesressorts sowie die In
nen - und Gesundheitsverwaltungen 
überprüfen die notwendigen Planungen 
und Vorbereitungen und erstellen in Zu
sammenarbeit mit der Pharmaindustrie 
eine kurzfristige Bestandsaufnahme der 
Bund-länder-Potenziale im Bereich Ge
sundheits- und ABC-Gefahren. Die Ar
beitsgruppe entwickelt Konzepte zur Si
cherstellung einer ausreichenden Ver
sorgung mit Arznei- und Sanitätsmitteln, 
die Nutzungs- und Erweiterungsmög
lichkeiten von Krankenhäusern sowie 
die Ausbildung des öffentlichen Ge
sundheitswesen zur Bewältigung von 
Großschadenslagen. 
Die Schutzkommission des Bundesin
nenministeriums hat außerdem einen 
"leitfaden für die ärztliche Versorgung 
im Katastrophenfall" herausgegeben. 
• Empfehlungen zu vertiefenden Unter
suchungen im Katastrophen- und Zivil
schutz sowie zu Gefahren durch ABC
Waffen 
Die Zivil - und Katastrophenschutzfor
schung unter Beteiligung der Schutzkom
mission sieht unter anderem vor : Ent
wicklung von Verfahren zum biologi
schen Krisenmanagement in Zusam
menarbeit mit dem Robert Koch-Institut; 
Entwicklung eines bundeseinheitlichen 
Verfahrens zur Erstellung von "Schutz
datenatlanten"; Untersuchung über die 
verstärkte Einbindung des öffentlichen 
Gesundheitsdienstes in die medizinische 
Notfallvorsorge. Der Bund erhöht die For
schungsmittelfür den Zivil - und Katastro
phenschutz auf drei Millionen Mark. Die 
Zusammenarbeitzwischen Forschung und 
Verwaltung wird enger verzahnt. Die 
Schutzkommission und deren Analysen 
aus den Gefahrenberichten 1996 und 2001 
werden in die Neukonzeption eines natio
nalen Krisenmanagements verstärkt ein
gebunden. 

Die Bundesregierung wird die Aka
demie für Notfallplanung und Zivil
schutz (AkNZ) in Bad Neuenahr-Ahr
weiler zu einem Kompetenzzentrum 
für das Bund-Länder-Krisenmanage
ment ausbauen. Das gab Fritz Ru
dolf Körper, Parlamentarischer 
Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern, bei einem Besuch der 
Akademie am 22. November 2007 
bekannt. 

Körpers Besuch in der AkNZ stand 
im Zeichen einer neuen Weitsicht: 
"Die Terroranschläge in den USA ha 
ben schlagartig deutlich gemacht, 
wie verwundbar westliche Industrie
gesellschaften sind ." 

Deshalb müssten die vorhandenen 
Bund-Länder-Potenziale verstärkt ko
ordiniert, Kommunikationsstrukturen , 
die Bereiche Selbstschutz/Selbsthil 
fe und das internationale Krisenma
nagement verbessert werden . Der 
Staatssekretär: " In diesem Konzept 
spielt die Akademie für Notfallpla 
nung und Zivilschutz eine wichtige 
Rolle . Wir werden sie deshalb zu ei
nem Kompetenzzentrum für das 
Bu nd -Lä nder-Krisen ma nagement 
ausbauen." 

Ausbildungsangebot 
der AkNZ nimmt zu 

Die Nachfrage nach den Ausbil
dungsangeboten der Akademie, ins
besondere für Führungs- und Lei 
tungsaufgaben, sei seit den Terror
anschlägen sprunghaft gestiegen . Es 
sei schlagartig deutlich geworden, 
wie wichtig professionelles Krisen
management ist. Das Hilfeleistungs
potenzial besteht; es muss nur rich 
tig eingesetzt werden . 

Die hier bestehenden Defizite kön 
nen, so Körper, nur durch vertiefte 
Aus- und Fortbildung abgebaut wer
den . Die Seminarziele und -inhalte 
werden entsprechend erweitert, das 
Angebot an Seminaren deutlich er-
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Paradigmenwechsel in der Bundeswehrausbildung : 
Vom "Gefecht der verbundenen Waffen" 

zur Kooperation mit verschiedenen 

ried nsa eur 
höht. ABC-Gefahren, Gesundheits- von Klaus Liebetanz, Dörverden 
vorsorge, Selbsthilfe der Bevölkerung 
- dies benannte Körper als die 
Schwerpunktfelder künftiger Akade
mietätigkeit. 

Schutzkonzepte prüfen 
Körper wies darüber hinaus darauf 

hin, dass die Pflicht, Schutzkonzepte 
zu überprüfen und entsprechend zu 
handeln, nicht nurfür den Bund, son
dern ebenso für die Länder und Kom
munen bestehe. Aufklärungsmaß
nahmen durch die Verantwortlichen 
im Gesundheitswesen, im Katastro 
phen- und Zivilschutz stünden ganz 
oben auf der Liste. Körper: "Sorge in 
der aktuellen Situation ist berechtigt. 
Panik allerdings wäre fatal." 

Als Dietrich Läpke, Leiter der AkNZ, 
das neue Konzept der Akademie vor
stellte, fiel auf, dass die genannten 
Szenarien nur zu einem geringen Teil 
dem Spannungs- und Verteidigungs
fall entsprachen - nur dann liegt nach 
Artikel 73 Abs. 1 Grundgesetz die ein
deutige Zuständigkeit beim Bund . 
Stattdessen sprach er von der Aufar
beitung des ICE-Unglücks Eschede 
und dem Sturm "Lothar" - eindeutig 
friedens mäßige Schadenslagen. 

Staatssekretär Körper hatte zurück
haltend angedeutet, dass man zwi
schen Zivil- und Katastrophenschutz 
keinen scharfen Trennungsstrich 
mehr ziehen wolle. Läpke bestätigte 
eine diesbezügliche Nachfrage der 
Notfal/vorsorge : In Zukunft solle jeg
liche Schadenssituation - gleichgül
tig wie sie entstanden ist - länder
übergreifend pragmatisch bekämpft 
werden. Dazu bedürfe es nicht - so 
der Staatssekretär wie auch der zu
ständige Abteilungsleiter im BMI , 
Ministerialdirektor Henning Rosen -
einer Änderung der Verfassung oder 
bestehender Gesetze, sondern einer 
vernunftgesteuerten und praxisorien
tierten Zusammenarbeit. Dazu kön
ne auch der "Amtshilfe-Artikel" 35 
Grundgesetz eine gute Grundlage 
bieten. • 

Notfallvorsorge 4/2 001 

Dass zivile und militärische Helfer in Krisengebieten gemeinsam gute Arbeit leisten 
können, zeigte sich unter anderem im Kosovo : In Lugishda machten Bundeswehr und 
ASB gemeinsame Sache beim" Winterfestmachen" von Häusern. 

Mit dem Ende des Ost- West-Kon
flikts und dem BVG-Urtei/ vom 72. 
Juli 7994 hat die Bundeswehr vom 
deutschen Parlament eine neue Rol
le im "erweiterten Aufgabenspek
trum" erhalten. Die Teilnahme an 
der Bewältigung internationaler Kri
sen und Konflikte zusammen mit den 
Verbündeten und Partnern ist nun 
eine der Hauptaufgaben deutscher 
Streitkräfte. Friedensmissionen haben 
sich in den letzten Jahren zunehmend 
auf Einsätze verlagert, die nach Be
endigung eines Konflikts eine Ver
handlungslösung unterstützen sollen 
(Post-conflict Peace-bui/ding). 

Mit dem veränderten Aufgabenbe
reich haben sich auch die Bedingun
gen und die Akteure auf dem "Ge
fechtsfeld" gewandelt. Die Umset
zung des Friedensplanes beinhaltet 
nicht nur militärische Aufgaben wie 
Überwachen eines Waffenstillstands
abkommens und Gewährleisten der 
militärischen Sicherheit, sondern 
auch zivile Maßnahmen, etwa Ver
sorgung der Bevölkerung, Wiederauf
bauhilfe, vorläufige Ausübung von 
Polizeiaufgaben, Einrichtung der zi-

vilen Verwaltung und das Vorberei 
ten und Durchführen von Wahlen . 

Dies geschieht meist mit Unterstüt
zung der dafür vorrangig verantwort
lichen Organisationen. Um nur eini
ge der fast 500 Organisationen, die 
in Bosnien und im Kosovo tätig wa
ren, zu nennen: UNHCR, OSZE, EU, 
UNMIK, Weltbank und die vielen gro
ßen und kleinen Nichtregierungsor
ganisationen. 

Folgerungen für die Aus
bildung in der Bundeswehr 

Die Kooperation dieser verschie
denen Friedenskräfte einschließlich 
der Bundeswehr setzt die gegensei
tige Kenntnis von Zielen, Verfahrens
und Arbeitsabläufen voraus. Alle Teil
nehmer am Friedensprozess sollten 
wissen, was die verschiedenen Ak
teure leisten können und wo ihre 
Grenzen liegen. 

Hier gibt es durchaus Parallelen 
zum traditionellen "Gefecht der ver
bundenen Waffen" : Der Panzermann 
muss wissen, wozu der Pionier in 
welcher Zeit in der Lage ist, und der 
Grenadier muss sich sorgfältig ~ 
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mit dem Feuerplan des Artilleristen 
auseinandersetzen . 

Offiziere und Feldwebel der Bun
deswehr sollten sich während ihrer 
Ausbildung eine zureichende Kennt
nis über die Philosophie und Arbeits
weise der Hilfsorganisationen, der 
Entwicklungsgesellschaften, der 
Friedensfachkräfte und der VN-Orga
nisationen erwerben. Es gilt beispiels
weise zu begreifen, wie komplex eine 
wirklich effektive humanitäre Hilfe an
gelegt sein muss, damit sie nicht ver
sickert oder sich ins Gegenteil verkehrt. 

Vorurteile abbauen 
So wie ein Fisch nie verkennen 

würde, dass er im Wasser schwimmt, 
zweifelt ein Friedensakteur nicht an 
der Richtigkeit seiner Erkenntnis, weil 
er sie ständig durch seine von eige
nen Vorurteilen gefärbten Beobach
tungen bestätigt findet. Genauso 
glauben nicht wenige Offiziere und 
Feldwebel, dass die Streitkräfte auf 
Grund ihrer straffen Organisations
form auf dem "Gefechtsfeld der Frie
denskonsolidierung" effektiver und 
wirkungsvoller arbeiten können als 
ihre zivilen Mitstreiter. Andererseits 
glauben nicht wenige Mitarbeiter zi
viler Hilfsorganisationen, dass Militärs 
nur bürokratisch, unflexibel und in mi
litärischen Kategorien denken können. 
Vorurteile können in der Regel nur 
durch persönliche Begegnungen und/ 
oder eine gezielte Vermittlung von 
Kenntnissen abgebaut werden. 

Gemeinsames Ziel: 
Menschen in Not helfen 

Die im Frühjahr 1999 in Koblenz 
beim Heeresführungskommando be
gonnenen, halbjährlichen Informati
onsgespräche zwischen privaten 
Hilfsorganisationen, Regierungsorga
nisationen (THW, GTZ) und der G5-
Abteilung, zuständig für Zivil-Militä
rische Zusammenarbeit, dienen der 
gegenseitigen Information und Ab
stimmung im jeweiligen Stationie
rungsgebiet der Bundeswehr (ab 
2002 beim Einsatzführungskomman
do in Potsdam) . 

Diese Gespräche fördern das ge
genseitige Verstehen und helfen, Vor
urteile abzubauen . Zunehmend wird 
erkannt, dass alle am Friedenspro
zess beteiligten Kräfte über spezielle 
Kenntnisse, Fähigkeiten und langjäh
rige Erfahrung verfügen , die nicht 
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ohne Weiteres von anderen über
nommen werden können . Bei Allen 
steht das gemeinsame Ziel, den be
troffenen Menschen vor Ort zu hel
fen und sie in eine sichere Zukunft zu 
begleiten , im Vordergrund. 

"Schuster, bleib bei 
deinem Leisten" 

Die Auseinandersetzung mit der 
Arbeitsweise von Hilfs- und Entwick
lungsorganisationen soll nicht beab
sichtigen, dass Offiziere und Feldwe
bel der Bundeswehr als vorrangige 
Akteure der humanitären Hilfe oder 
als Entwicklungshelfer auftreten. Dies 
wird nur in extremen Ausnahmesi
tuationen für kurze Zeit der Fall sein, 
wie beim Aufbau von Flüchtlingsla
gern in Mazedonien. 

Im übertragenen Sinne: Bei allem 
Engagement für die humanitäre Sa
che bleibt ein Soldat in erster Linie 
Fachmann für Sicherheit. Die Fach
leute für humanitäre Hilfe kommen 
aus den Reihen der Hilfsorganisatio
nen. Die in der Bundeswehr neu ge
schaffene CIMIC-Truppe soll so aus
gebildet werden , dass sie zwischen 
beiden Welten vermitteln und auch 
eigene begrenzte Hilfsprojekte betrei
ben kann. 

Dabei darf die CIMIC-Truppe 
selbst nicht zur Hilfsorganisation und 
NGO mutieren. Damit würde die 
Bundeswehr ihren ursprünglich mi
litärischen Auftrag grob vernachläs
sigen (mission creep). der hoch kom
plexe militärische Fähigkeiten vo
raussetzt. Dieser Versuchung ist zu 
widerstehen, auch wenn die Medien 
vorzugsweise den humanitären Tä
tigkeiten der Soldaten Aufmerksam
keit schenken. Leider ist in der Öf
fentlichkeit viel zu wenig bekannt, 
dass jeder dritte deutsche Soldat im 
Kosovo mit dem Schutz von Minder
heiten (Serben, Sinti, Roma und an
deren ethnischen Gruppen) beauf
tragt ist. 

Vorrang für 
Friedenskonsolidierung 

Die "Friedenskonsolidierung in der 
Konfliktfolgezeit" scheint im derzeiti 
gen Weltalter (noch keine WeItinnen
politik) die erfolgversprechende Me
thode der Krisenprävention zu sein, 
um das Entstehen von zukünftigen 
Konflikten zu verhindern (vgl. "Ge
danken zur Krisenprävention - Eine 

kritisch-positive Betrachtung" in der 
NV 3/2001). Hierzu müssen die dem 
Konflikt vorausgegangenen politi 
schen , wirtschaftlichen und ethni 
schen Probleme nachhaltig und sich 
selbst tragend weitgehend gelöst 
werden . Zwingend erforderlich ist. 
dass "Peace-Building" professionell 
und aus einem Guss geleistet wird . 
Das heißt. dass die Akteure des Frie
densaufbaus wie humanitäre Hilfsor
ganisationen, Entwicklungsgesell 
schaften, Friedensfachkräfte, die VN
Organisationen, die entsprechenden 
Bundesministerien, die eingesetzten 
Soldaten und nicht zuletzt die betrof
fene Bevölkerung komplementär und 
langfristig zusammenarbeiten. Die 
Bundesrepublik Deutschland ist das 
erfolgreichste Beispiel für eine "Frie
denskonsolidierung in der Konflikt
folgezeit . " 

Friedenskonsolidierung 
muss allgemeiner 
Ausbildungsinhalt werden 

Die politische Führung der Bun
desrepublik Deutschland hat den Sol
daten der Bundeswehr mit den welt
weiten Friedensmissionen eine neue 
Aufgabe zugewiesen. Sie hat damit 
auch die Verantwortung, dass Offi
ziere und Feldwebel in angemesse
ner Weise auf ihre neuen Aufgaben 
besonders auf dem Gebiet der "Frie
denskonsolidierung in der Konflikt
folgezeit" vorbereitet werden. Diese 
Ausbildung muss in einem angemes
senen Verhältnis zum hohen finanzi
ellen Aufwand für Friedensmissionen 
stehen. 

Das ist noch nicht in erforderli 
chem Maße geschehen. Es ist nicht 
ausreichend, wenn diese Kenntnisse 
nur dem relativ kleinen Teil von Offi
zieren und Feldwebeln vermittelt 
werden, die im Bereich von CIMIC 
tätig werden sollen. Sie müssen statt
dessen Bestandteil der normalen 
Ausbildung werden . Offiziere und 
Feldwebel sollten sich durch fachli 
che Kompetenz und Toleranz bei ih
ren Friedensmissionen im Ausland 
auszeichnen, um erfolgreich zum Er
langen des gesteckten Zieles der Frie
denskonsolidierung in der Konflikt
folgezeit beizutragen, nämlich eine 
sich selbst tragende, politische und 
wirtschaftliche Entwicklung, die in 
gelebte Demokratie und allgemeinen 
Wohlstand mündet. • 

Notfallvorsorge 4/2001 
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Eine "Völkermordfrühwarnstation" muss 

ec tz It I sch eite 
von Klaus Liebetanz, Dörverden 

Die jährlichen Holocaust-Gedächt
nisfeiern jeweils am 27. Januar (Tag 
der Befreiung von Auschwitz) im 
Deutschen Bundestag dürfen nicht 
ausschließlich innenpolitisch instru
mentalisiert werden. Der Deutsche 
Bundestag muss sich selbstkritisch 
der Frage stellen: " Wie kann Völker
mord heute rechtzeitig erkannt und 
verhindert werden 1" Neben dem 
Mahnmal für die ermordeten euro
päischen Juden sollte deshalb eine 
"Völkermordfrühwarnstation" ein
gerichtet werden. Diese könnte spä
ter in ein System von Frühwarnsta
tionen der Vereinten Nationen über
nommen werden. 

Das neu errichtete Krisenreaktions
zentrum im Auswärtigen Amt wäre 
dazu aus vielfachen Gründen geeig
net. Dem BND könnte dabei eine be
sondere Schlüsselrolle zufallen, in
dem er einem von den deutschen 
Botschaften gemeldeten Anfangsver
dacht nachginge und beweiskräftig 
aufklärte . 

Nach dem Holocaust hat es seit 
1945 nachweisbar mindestens 100 
Völkermorde gegeben. Um nur eini 
ge Opfer zu nennen: die Kambod
schaner unter Pol Pot, die Tutsis, die 
Bosniaken, die Kurden, die Naturvöl
ker des Sudans und zahlreiche kleine
re Naturvölker in Amazonien . Dies 
geschah, obwohl sich die Vereinten 
Nationen bereits 1948 in der "Konven
tion über die Verhütung und Bestra
fung des Völkermordes" verpflichtet 
hatten, gegen jede Art von Völker
mord einzuschreiten. Die Bundesre
publik trat der Konvention 1955 bei. 

Häufig wurde ein Völkermord zu 
spät erkannt, und/oder eigene Inter
essen standen einem raschen Han
deln entgegen . Da Völkermorde je
doch nicht aus dem Stand gesche
hen und einer propagandistischen 
Vorbereitung bedürfen, gibt es klare 
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Flüchtlingselend zwischen Zaire und Ruanda : Ein Kind, das seine Familie sucht, über
quert im November 1996 die Grenze zwischen Zaire und Ruanda. 1994 war ein heftiger 
Krieg zwischen ruandischen Regierungstruppen und den Rebellen der Patriotischen 
Front ausgebrochen, in dem unzählige Zivilisten niedergemetzelt wurden. Um in solchen 
Fällen frühzeitig eingreifen zu können, brauchen wir eine Völkermordfrühwarnstation. 

Indikatoren und eine gewisse Vor
warnzeit für die internationale Ge
meinschaft. 

Indikatoren für einen 
Völkermord 

Der ehemalige Staatsminister Nau
mann benannte in seiner Rede bei 
der Internationalen Konferenz über 
den Holocaust am 27. Januar 2000 in 
Stockholm Indikatoren eines begin
nenden Völkermords : 
• adressenmäßige Erfassung und 
Kennzeichnung von Opfergruppen 
• eine Propaganda, in der die vor
gesehenen Opfer als tödliche Gefahr 
für die Täter hingestellt werden 
• die Auswechslung von hohen Of
fizieren der Tätergruppe, die beim Tö
ten nicht mitmachen wollen 
• das Auftauchen von Tarnbegriffen 
(Euphemismen) für geplante Tötungen 
• die Aufstellung und Ausbildung 
von speziellen Mordeinheiten, meist 
Paramilitärs oder Jugendverbände 
wie in Ruanda 
• das Auftauchen von Flüchtlingen 
ohne typische Fluchtanlässe wie Hun
gersnöte und/oder Naturkatastro
phen 

Beim Erkennen dieser Anzeichen 
sollte die Völkergemeinschaft wach
sam sein und mit entsprechenden zi
vilen und/oder militärischen Mitteln 
rechtzeitig handeln. Es war ein Skan
dal, dass 1994 in Ruanda über einen 
Zeitraum von drei Monaten etwa 
850.000 Frauen, Kinder und ältere Men
schen regelrecht abgeschlachtet wur
den, ohne dass die zivilisierte Welt an
gemessen reagierte. Im Auswärtigen 
Amt gab es seinerzeit kein Krisenreak
tionszentrum, das einen solchen Wach
dienst hätte übernehmen können. 

Menschenrechts
organisationen 

Bislang gibt es weltweit keine 
einzige Institution, die konsequent, 
systematisch und kompetent die In
dikatoren eines beginnenden Völ
kermords beobachtet. Dagegen exis
tieren zahlreiche Nichtregierungs
organisationen (NRO's), die sich 
diesem Thema widmen. Dazu gehö
ren Amnesty International, Human 
Rights Watch , die "Gesellschaft für 
bedrohte Völker" in Göttingen und 
viele weitere Menschenrechtsorga
sationen. ~ 
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Diese Organisationen haben eins 
gemeinsam: Sie verfügen nicht über 
genügend qualifiziertes Personal und 
eine geeignete moderne technische 
Ausrüstung . Das Wesentliche jedoch 
ist, dass sie nur jeweils eine Stimme 
unter vielen sind und nicht über ge
nügend Autorität und Einfluss verfü
gen. Teilweise sind sie sogar Kon
kurrenten auf dem Markt der Barm
herzigkeit. 

Weltweite Verbindungen 
des Auswärtigen Amtes 

Das Auswärtige Amt unterhält ein
zigartige weltweite Verbindungen, die 
kein anderes Bundesministerium, kei
ne andere Institution in Deutschland 
besitzt. Das Krisenreaktionszentrum 
im Auswärtigen Amt verfügt mittels 
des Telekommunikationszentrums 
über ein weltweites Netz gesicherter 
Verbindungen zu 217 Vertretungen 
im Ausland . Ferner betreibt das Aus
wärtige Amt zwölf Ständige Vertre
tungen bei Internationalen Organisa
tionen, beispielsweise beim Sicher
heitsrat in New York und bei der 
UN-Menschenrechtskommission in 
Genf. 

Darüber hinaus wäre es sinnvoll, 
wenn in den gefährdeten Ländern je
weils ein Botschaftsangehöriger da
mit beauftragt würde, die Indikato
ren für einen möglichen Völkermord 
zu beobachten und gegebenenfalls 
an das Krisenreaktionszentrum wei
terzumelden. Diese Aufgabe könnte 
zum Beispiel der Kulturreferent oder 
der Rechts- und Konsularreferent 
übernehmen. Die Informationen der 
Nichtregierungsorganisationen und 
der Kirchen sollten mit einbezogen 
werden. 

Eine neue Aufgabe für 
den BND 

Seit dem Ende der Ost-West-Kon
frontationen hat der Bundesnachrich
tendienst eine Reihe von Aufgaben 
verloren . Neue Aufgaben wie die Be
obachtung des internationalen Ter
rorismus und des weltweiten Drogen
handels sind dazugekommen. 

Auf Grund seiner verdeckten Ar
beitsweise wäre der BND besonders 
geeignet, mit Oppositionsgruppen 
unterhalb der offiziellen Ebene zu
sammenzuarbeiten und sensible In-
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dikatoren für einen geplanten Völker
mord zu erkennen. Der Auswertung 
von Medien, besonders von be
stimmten Rundfunksendungen, käme 
dabei eine besondere Rolle zu (den
ken wir zum Beispiel an die Hetzsen
dungen der Radiostation "Milles colli
nes", die den Genozid in Ruanda vor
bereiteten). 

Der Resignation 
entgegentreten 

Menschenrechtsorganisationen, 
Kirchen und Politiker beklagen immer 
wieder, dass es bei schweren Men
schenrechtsverletzungen oder gar 
Völkermord nicht an der Früherken
nung, sondern am politischen Willen 
der verantwortlichen Regierungen 
gefehlt hat, rechtzeitig einzugreifen. 

Diese Klagen sind nur zum Teil 
berechtigt. Sorgfältige Recherchen 
zeigen, dass zu den. fraglichen Zeit
punkten in der Regel eindeutige und 
nachprüfbare Beweise von Völkermord 
und anderen schweren Menschen
rechtsverletzungen gefehlt haben. 

Menschenrechtspolitik 
sollte Priorität haben 

In seinem Vorwort zum fünften 
Bericht der Bundesregierung über 
ihre Menschenrechtspolitik in den 
auswärtigen Beziehungen bezeichnet 
Bundesaußenminister Joschka Fi
scher die Menschenrechtspolitik als 
eine Priorität der rot-grünen Bundes
regierung. Er zitiert dabei die UNO
Menschenrechtskommissarin Mary 
Robinson mit den Worten: "Men
schenrechtsverletzungen von heute 
sind die Kriege von morgen." 

Die Einrichtung einer "Völkermord
frühwarnstation" durch die Bundes
regierung hätte langfristig einen er
heblichen Spareffekt: Hätte die Welt
gemeinschaft beim Völkermord in 
Ruanda im Jahr 1994 rechtzeitig ein
gegriffen, wäre über eine Milliarde 
Mark europäischer Nothilfe für die 
Flüchtlingslager von Goma gespart 
worden . Außerdem hätte der nach
folgende, unselige Bürgerkrieg im 
Kongo nicht stattgefunden. Der Früh
erkennung von möglichen Völker
morden kommt deshalb auch aus die
sen Gründen eine hohe Bedeutung 
zu. Der BND könnte dabei eine wich
tige neue Aufgabe übernehmen. • 

Begriff 

von Dipl. -Pol. Wolfram Geier, Freier 
Sachverständiger, Kiel 

Wolfram Geier hielt diesen Vor
trag beim 2. Forum Naturkatastro
phen und Gefahrentag 2001 in 
Leipzig; leicht gekürzte Fassung 

Vielleicht verwundert es, dass die
ser Gefahrentag nach den Ereignis
sen des 11. September 2001 mit ei
nem harmlos klingenden Vortrag 
über Begriffsbestimmungen be
ginnt. Zum einen verständigte man 
sich jedoch schon lange vor den Ter
roranschlägen in den USA innerhalb 
des Deutschen Komitees für Kata
strophen vorsorge (DKKV) darüber, 
dass es auf Grund spezifischer Be
dingungen in der deutschen Gefah
renvorsorge und -abwehr einer drin
genden begrifflich-inhaltlichen Klä
rung auf diesem Gebiet bedarf. Zum 
anderen haben die Anschläge in den 
USA und die dadurch sofort intensi
vierte Diskussion über die Weiter
entwicklung des Zivil- und Katastro
phenschutzes in Deutschland ganz 
aktuell verdeutlicht, dass wir uns 
neben Sofortmaßnahmen, mitte/
und langfristigen Programmen zwin
gend darüber verständigen müssen, 
worüber wir im nationalen und in
ternationalen Kontext eigentlich 
sprechen, wenn wir von der Verletz
lichkeit unserer Gesellschaft, von 
Katastrophen- und Zivilschutz oder 
Gefahrenvorsorge reden. 
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Katastrophenschutz und -vorsorge im In- und Ausland 

bestimmunge n 
Auf die Frage, warum eine Begriffs

klärung auf dem Gebiet des Katastro
phenschutzes und der -vorsorge so 
relevant ist, geben uns Enzyklopädi
en wie der Brockhaus Aufschluss. 
Dort lesen wir über den Begriff : "die 
von den Sprechern einer Sprache aus 
der Bedeutung herausgebildete Vor
stellung von den Dingen, eine Abs
traktion, die das Wesentliche enthält". 

Da also Begriffe eine das Wesent
liche abstrahierende Vorstellung der 
Wirklichkeit sind, wird nachvollzieh
bar, wieso Begriffe, ihre Kenntnis und 
richtige Zuordnung für das gegensei
tige Verständnis so relevant sind: 
national, jedoch erst recht im inter
nationalen Sprachgebrauch. 

In seinem kürzlich publizierten Vor
trag "Wissenschaft im Dienst der na
tionalen Vorsorge" (NV 2/2001). den 
Ministerialdirektor Klaus-Henni ng 
Rosen aus dem Bundesinnenministe
rium an lässlich des 50-jährigen Be
stehens der Schutzkommission hielt, 
nahm ich mit wachsender, zustim
mender Verwunderung zur Kenntnis, 
dass sich die Bundesregierung, ins
besondere das Innenressort ..in der 
Verantwortung für Zivilschutz und 
Katastrophenvorsorge sieht". 

Mit "Zivilschutz" und "Katastro
phenvorsorge" verwendete Rosen 
zwei Begriffe, die im Hause des 
Bundesinnenministers selten in sol
cher Einmütigkeit und Deutlichkeit 
in einem Atemzuge genannt wur
den und eine zwingende Neuorien
tierung des Staates, speziell der 
Bundesrepublik Deutschland, auf 
dem Gebiet des Krisen-, Gefahren
und Katastrophenmanagements in 
einem lapidar anmutenden Satz an
zukündigen scheinen. 

Gleichzeitig stimmte mich eine In
formation im selben Beitrag eher 
nachdenklich, nämlich, dass indische 
Experten nach dem schweren Erd
beben in der Region Gujarat via UN 
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War es eine Katastrophe, als im Mai 2001 ein Unwetter das westfälische Ahlen 
unter Wasser setzte? Waren Zivilschützer im Einsatz? Fragen, die ohne klare 
Begriffsbestimmungen auf dem Gebiet der Gefahrenvorsorge und -abwehr nicht 
eindeutig beantwortet werden können. 

um Unterrichtung über das deutsche 
System des Katastrophenschutzes 
nachgesucht hätten. 

Wieso nachdenklich? Weil ich der 
Auffassung bin, dass Deutschland, 
Bund, Länder, Kreise und Kommu
nen zwar gute und teils sehr gute 
Ansätze in der nationalen Gefahren
abwehr und auch in der internatio
nalen Katastrophenhilfe haben. Aller
dings besitzen wir derzeit noch kein 
exportierbares Gesamtsystem eines 
wirklich effektiven und effizienten 
Gefahrenmanagements, das bei
spielsweise auf den Grundsätzen der 
Nachhaltigkeit aufbaut und den Prä
ventionsgedanken und das Vorsor
geprinzip als elementare Grundsätze 
verinnerlicht hat. 

Wer heute in Deutschland sowohl 
über die nationale als auch über die 
internationale Ebene von Katastro
phenschutz und/oder Katastrophen
vorsorge spricht, spricht in der Re
gel (noch immer) von hierzulande 

grundverschieden zuzuordnenden 
Themen und wird im Ausland nicht 
selten schwer oder sogar missver
standen. 

Blick in die Geschichte 

Der deutsche Katastrophenschutz 
ist sowohl systemisch, formal und 
normativ als auch strukturell und or
ganisatorisch seit Ende der 60er Jah
re festgelegt und fußt auf dem Para
digma der unmittelbaren Vorberei
tung auf und die Abwehr bereits 
eingetretener Gefahren . Wie schon 
Clausen und Dombrowsky vor vie
len Jahren festgestellt haben, impli
ziert der Begriff "Katastrophen
schutz" dem außenstehenden Beob
achter zunächst auf unglücklich 
euphemistische Weise, dass Kata
strophenschutz der Schutz vor der 
Katastrophe sei. 

Aus diesem Grund finden wir im 
internationalen Sprachgebrauch, ~ 
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soweit er etwa über die UN, UNEP 
oder ISDR standardisiert, zumindest 
jedoch in Form verschiedener, defi 
nierter Termini gesammelt und pu
bliziert ist, auch keinen analogen 
Begriff zum deutschen "Katastro
phenschutz", der dann "disaster pro
tection" heißen würde und letztlich 
genauso so irreführend wäre wie "Ka
tastrophenschutz". ' 

Da im internationa len Sprachge
brauch der Schutz vor Katastrophen 
und die Abwehr von Katastrophen 
sowie die unmittelbare Hilfe bei Ka
tastrophen entweder als Disaster Pre
vention, Disaster Preparedness oder 
aber als Disaster Relief/Disaster Re
sponse bezeichnet werden, existiert 
im Ausland kein "Katastrophen
schutz". 

Zivilschutz 
Der deutsche Katastrophenschutz, 

wie er heute in den Katastrophen
schutzgesetzen der meisten Bundes
länder und primär als deren alleini
ge Aufgabe noch immer verfasst ist, 
ist zunächst ein Kind der Zivilen Ver
teidigung und deren hauptsächlicher 
Teilaufgabe, des Zivilschutzes . Damit 
sind wir bei einem weiteren Begriff, 
der sowohl im nationalen wie auch 
im internationalen Kontext von Be
deutung ist und geklärt werden 
muss. 

Zivilschutz oder Civil Protectionl 
Protection Civile meint im internatio
nalen Sprachgebrauch die Gesamt
heit der strukturellen und organisa
torischen Maßnahmen des Staates 
zum Schutz seiner Bevölkerung vor 
bereits eingetretenen oder drohen
den Gefahren. Dabei ist es in nahezu 
allen Staaten zunächst sekundär, ob 
diese Gefahren von zivilen oder mili
tärischen Gefahrenquellen ausgehen . 
Die Medienberichterstattung über die 
Evakuierungs- und Schutzmaßnah
men in der Gefahrenzone rund um 
den ausgebrochenen Vulkan Ätna 
sprach deutlich vom "italienischen 
Zivilschutz", der in der Ätnaregion 
zum Einsatz kam . Civil Protection um
fasst damit im eigentlichen Wortsinn 
auf ganz korrekte Weise den Schutz 
des Zivilen , im weiteren Sinne den 
Schutz der Zivilgesellschaft vor Ge
fahren, Unfällen und Katastrophen 
jeglicher Art. 
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Zivilschutz in Deutschland hinge
gen ist zunächst noch immer eine der 
zentralen Aufgaben im Rahmen der 
Zivilen Verteidigung und basiert auf 
den verfassungsrechtlichen Bestim
mungen des Artikels 73.1 des Grund
gesetzes, der zunächst nicht mehr 
aussagt, als dass der Bund die aus
schließliche Gesetzgebung über die 
auswärtigen Angelegenheiten sowie 
die Verteidigung einschließlich des 
Schutzes der Zivilbevölkerung inne hat. 

Die für einen effektiven Zivilschutz 
im Kriegsfall erforderlichen operativen 
Hilfsdienste - Sanitäts- und Betreu
ungsdienste, Brandschutz, Techni 
sche Hilfe etc. - titulierte der Bundes
gesetzgeber im Zuge der Notstands
gesetzgebung von 1968 als "erwei
terten Katastrophenschutz" im Zivil 
schutz. Damit führte der Bund den 
Begriff "Katastrophenschutz" auf der 
normativen Ebene erstmals sowie 
über vier Jahre vor der ersten norma
tiven Nutzung dieses Begriffes durch 
die Bundesländer ein. 

Wer in die erste Fassung des Grund
gesetzes aus dem Jahre 1949 schaut, 
wird übrigens auch zum Thema der 
Amtshilfe bei Katastrophen im Inland 
sowie den begrenzten Maßnahme
möglichkeiten des Bundes bei Kata
strophen keine Aussagen finden, da 
auch die Amtshilfe bei Katastrophen 
nach Artikel 35 Absatz 2 und 3 und die 
möglichen, beschränkten Maßnah
men des Bundes erst im Zuge der 
Notstandsgesetzgebung und primär 
unter den Aspekten der "Inneren Si
cherheit" und der "Zivilen Verteidi
gung" aufgenommen wurden . 

Unter diesen Gesichtspunkten 
wundert es kaum, dass die Bundes
länder, zuständig für die Gefahrenab
wehr in Friedenszeiten, den Begriff des 
Katastrophenschutzes in den Folge
jahren weitgehend unreflektiert über
nahmen und bis zum heutigen Tage 
kaum mit Inhaltfüllten. "Katastrophen
schutz", so steht es lapidar in einem 
aktuellen Landesgesetz von 1998, ist 
"die Vorbereitung der Abwehr und die 
Abwehr von Katastrophen". 2 Und 
weiter : "Einheiten und Einrichtungen 
des Katastrophenschutzes bestehen 
für : 1. Brandschutz, 2. Gefahrstoff
ABC, 3. Sanitätswesen, 4 . Betreuung, 
5. Wasserrettung, 6. Bergung und In
stand- setzung, 7. Führung, 8. Infor
mation und Kommunikation". 3 

Was ist eine Katastrophe? 
Selbst der Katastrophenbegriff, der 

zentrale Begriff überhaupt, wird nicht 
über fachlich-sachliche Parameter 
oder qualifizier- und quantifizierbare 
Indikatoren definiert. Eine "Katastro
phe", lesen wir in nahezu allen Lan
desgesetzen gleich oder ähnlich, "im 
Sinne dieses Gesetzes ist ein Ereig
nis, das Leben, Gesundheit oder die 
lebensnotwendige Versorgung der 
Bevölkerung, Tiere oder erhebliche 
Sachwerte in so ungewöhnlichem 
Maße gefährdet oder beeinträchtigt, 
dass zur Beseitigung die einheitliche 
Lenkung aller Katastrophenschutz
maßnahmen sowie der Einsatz von 
Einheiten und Einrichtungen des Ka
tastrophenschutzes erforderlich 
sind".4 

Die einzigen Indikatoren für diesen 
Ansatz sind ein wie auch immer defi
niertes "ungewöhnliches Maß" an 
Gefährdung oder Beeinträchtigung 
sowie die aus diesem "ungewöhnli
chen Maß" abgeleitete Notwendigkeit 
zur einheitlichen Lenkung aller Kata
strophenschutzmaßnahmen. Da hat 
es die internationale Gemeinschaft 
wesentlich besser : ISDR und zuvor 
die Internationale Dekade IDNDR ha
ben im Zeitraum von 1990 bis heute 
eine Palette brauchbarer definitori
scher Ansätze geliefert, die auch den 
Katastrophenbegriff umfassen. 

"Katastrophe" beziehungsweise 
"Disaster" wird in den verschiedenen 
Definitionsansätzen meist in Verbin
dung mit konkreten Schadenereig
nissen und ihren Wirkungen, bei
spielsweise auf die gesellschaftliche 
Infrastruktur und auf die Umwelt, ge
bracht. Im Rahmen international ver
wendbarer Indikatorensysteme wer
den robuste Maßzahlen empfohlen, 
etwa die Zahl der Toten und Verletz
ten sowie ökonomisch greifbare und 
beschreibbare Schadensummen. 

Auch wenn diese Ansätze noch auf 
ziemlich simplen Annahmen beruhen 
und die tatsächliche Komplexität von 
großflächigen Schadenlagen und 
Katastrophen definitiv nichtgenügend 
beschreiben, besteht zwischen diesen 
ersten internationalen Ansätzen der 
Definition des Katastrophenbegriffs 
und der normativen Beschreibung von 
"Katastrophe" in deutschen Länderge
setzen ein beachtlicher Qualitäts
sprung. Eine Übernahmesolcher Ansät-
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ze wäre für eine Weiterentwicklung in 
Deutschland richtungsweisend . 

Einführung des 
Vulnerabilitätsbegriffes 

Unter wissenschaftlichen Gesichts
punkten sowie unter den Vorzeichen 
eines noch auszuformulierenden, 
komplexen, gesellschaftspolitischen 
Denk- und Handlungsansatzes besitzt 
jedoch erst der Versuch, Katastrophe 
und Katastrophenbegriff mit dem 
Vulnerabilitätsbegriff und dem poli
tisch-konzeptionellen Ansatz von 
Sustainable Deve lopment zu kop
peln, tatsächliche Innovationskraft. 
Neue diesbezügliche Definitionsan
sätze hat beispielsweise der US-ame
rikanische Politikwissenschaftler und 
Disaster-Management-Experte David 
McEntire im vergangenen Jahr ge
liefert. 5 

Wer Katastrophen als sich plötz
lich oder langsam outende und sich 
überschneidende Entwicklungslinien, 
beispielsweise falscher menschlicher 
Handlungsstränge und/oder naturge
setzlicher Prozesse versteht, bewegt 
sich auf dem richtigen Weg, nämlich 
weg vom mechanistischen Katastro
phenbegriff des Industriezeitalters. 

Nur mit einem solchen Katastro
phenverständnis wird es letztendlich 
gelingen können, ein auf Nachhaltig
keit aufgebautes Katastrophen- oder 
Gefahrenvorsorgesystem in enger 
Verknüpfung mit einer effektiven Ka
tastrophenabwehr und Gefahrenbe
kämpfung zu vernetzen und daran 
eine ebenfalls auf Nachhaltigkeits
prinzipien basierende Wiederauf
baukonzeption anschließen zu lassen. 
Nur so kann es gelingen, dass politi
sche Guidelines für ein umfassendes, 
auf Vorsorge ausgelegtes Katastro
phenmanagement erarbeitet werden 
können, die für die Implementierung 
eines solchen Ansatzes unverzicht
bar sind. 

Vulnerabilitätsanalysen 
In diesem Kontext ist neben der 

obligatorischen Anwendung von Pla
nungsinstrumenten wie Gefahren
und Risikoanalysen die Einführung 
von Vulnerabilitätsana lysen - Analy
sen der Verletzlichkeit komplexer 
Gesellschaften - zwingend erforder-
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lich. Erstmals haben wir durch die 
schlimmen Anschläge in den USA in 
den letzten Wochen fast täglich in den 
Medien Aussagen zur Verletzlichkeit 
unserer "offenen Gesellschaft" ge
hört. Erst umfassende Erkenntnisse 
über die Gefahren- und Bedrohungs
lagen in Verbindung mit exakten Er
kenntnissen über die Verletzlichkeits
potenziale werden eine nachhaltige 
Katastrophen- oder Gefahrenvorsor
ge ermöglichen. Dies gilt global für 
unseren Planeten, national für unser 
Land und lokal für unsere Städte und 
Regionen. 

Katastrophenvorsorge 
Und damit wären wir beim letzten 

wichtigen Begriff: der Katastrophen
vorsorge. Die deutschen Gefahren
abwehrgesetze, die sich beispielswei
se entweder mit Zivilschutz oder aber 
mit Katastrophenschutz beschäftigen, 
und die für die Gefahrenabwehr zu
ständigen Fachressorts bei Ländern, 
Kreisen und Kommunen kennen die
sen Begriff offiziell und formal nicht. 
Sie sind offiziell und formal auch nicht 
für eine auf Nachhaltigkeit basieren
de Vorsorge zuständig. 

Der Begriff der Vorsorge wird da
bei in Deutsch land mit zwei Intentio
nen verwendet: Während das Poli
zeirecht die Gefahrenvorsorge zwei
felsfrei als Vorbeugung vor Gefahren 
und Verhinderung von Gefahren ver
steht, wird im Bereich der Zivilen Ver
teidigung Notfallvorsorge überwie
gend als Vorbereitung auf zu erwar
tende oder potenzielle Krisen, 
Notfälle und Schadenereignisse ge
sehen.6 

Aber selbst in diesem Sinne fin
den wir den Vorsorgebegriff zunächst 
nur in der Verwaltung Baden-Würt
tembergs formal verankert. Im Süd
weststaat wird der Vorsorgebegriff 
mit " Notfallvorsorge" im zuständigen 
Fachressortgesetz (Landeskatastro
phenschutzgesetz) und in der Zustän
digkeitsbezeichnung des zuständigen 
Fachreferates 51 im Landesinnenmi
nisterium verwendet. 

Noch bis vor kurzem war es für 
Wissenschaft und Fachinstitutionen 
sehr schw er, mit den in Deutschland 
für den Katastrophenschutz zustän
digen Fachressorts über den Einzug 
des Nachhaltigkeitsprinzips in das 

Gefahrenmanagement, über gesell 
schaftliche Vulnerabilitäten und Ge
fahrenvorsorge mit dem Ziel der Im
plementierung dieser Ansätze in die 
öffentliche Gefahrenabwehr zu spre
chen. Erst IDNDR und ISDR bezie
hungsweise das DKKV und die mit 
ihnen verbundenen Wissenschaftler 
und Experten an Hochschul- und an
deren Forschungseinrichtungen ha
ben diesen Begriff in den inländi
schen Sprachgebrauch eingeführt 
und darauf hingewiesen, dass es 
mehr gibt als "die Vorbereitung auf 
die Abwehr und die Abwehr von Ka
tastrophen" . 

Vorbereitung ist nicht 
gleich Vorsorge 

Da die internationale Gemeinschaft 
unter Vorsorge primär Vorbeugung 
und Verhütung versteht, muss darauf 
hingewiesen werden, dass Vorsorge 
wesentlich mehr als die unmittelba
re Vorbereitung auf die Abwehr von 
Katastrophen ist. Preparedness ist 
nicht Prevention, Vorbereitung nicht 
Vorsorge. Beide sind jedoch eng mit
einander verknüpft. 

Diese Unterscheidung muss in der 
jetzt beginnenden Diskussion über 
die Weiterentwicklung des Zivilschut
zes und des Katastrophenmanage
ments unbedingt Berücksichtigung 
finden. 

Da in Deutschland Vorsorge im 
Bereich des Katastrophenmanage
ments häufig mit Vorbereitung und 
weniger mit Prävention verbunden 
wird, schlage ich vor, den Vorsorge
begriff zu differenzieren in: 
• Präventive Vorsorge (Katastro
phenverhinderung) 
• Reaktive Vorsorge im Sinne der 
Vorbereitung auf Katastrophen 

Dass Vorsorge auch bezüglich des 
möglichen Schadenereignisses diffe
renziert zu betrachten ist, machen 
zwei Beispiele deutlich : 

Katastrophenvorsorge gegenüber 
schweren Naturereignissen, wie bei
spielsweise Erdbeben, wird das Er
eignis selbst nicht verhindern kön
nen. Allerdings können durch entspre
chende nachhaltige Raumplanung 
und Bauweise für Mensch und Um
welt katastrophale Auswirkungen ge
mildert beziehungsweise verhindert 
werden. Vorsorge gegenüber ~ 
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schweren Schadenereignissen, die 
bewusst durch Menschen verursacht 
werden - beispielsweise terroristi
sche Anschläge - muss dafür sorgen, 
dass sich das Ereignis möglichst erst 
gar nicht ereignet. Ereignet es sich 
doch, müssen die Strukturen ebenso 
wie im ersten Fall auf Schadenbegren
zung und effektive Schadenbewälti
gung ausgelegt sein. 

War präventiv ausgerichtete Vor
sorge auf diesem Gebiet in der Ver
gangenheit eher ein akademisches 
Thema, das zudem primär die Ent
wicklungsländer betraf, zeigten bei
spielsweise die Hochwasserlagen in 
den 90er Jahren auch in Deutschland 
ganz deutliche Zusammenhänge von 
langfristigen Raum- und Landschafts
planungsfehlern (Versiegelung von 
Flächen, Bodenerosion) und großen 
Schadenereignissen. 

Dank moderner technischer Hilfs
mittel wie geographischer Informati
onssysteme und satellitengestützter 
Daten kann auch hierzulande kaum 
noch ein Verantwortlicher die Augen 
davor verschließen, dass zumindest 
ein Teil der so genannten Naturkata
strophen als man-made und nicht 
schicksalhaft hinzunehmen ist und 
schwere Ereignisfolgen nicht nur 
durch eine reaktive Katastrophenab
wehr zu mildern, sondern durch eine 
entsprechende Vorsorge reduzierbar, 
ja in ihrenAuswirkungenfürden Men
schen zum Teil gänzlich zu verhindern 
sind. 

Auch wenn viele Experten diesen 
gedanklichen Ansatz bereits verinner
licht haben, fehlen in Deutschland 
umfassende, normative Regelwerke, 
die Vorsorge, Vorbereitung und Ab
wehr als ein Konzept beschreiben und 
verpflichtend vorschreiben. 

Die Erkenntnisse über den globa
len Klimawandel und seine Aus
wirkungen haben jedoch diesem in 
Deutschland auch aus politischen 
und wirtschaftlichen Gründen 
schwierigen Diskussionsprozess in 
den letzten Jahren erhebliche Nah
rung geliefert. Mittlerweile ist klar, 
dass der vorbeugende Schutz der 
natürlichen Lebensgrundlagen als 
elementarer Teil eines umfassenden 
Gefahren- und Katastrophenmanage
ments auch in hiesige Ansätze inte
griert und letztendlich normativ ge
fasst werden muss. 
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Artikel 20a Grundgesetz 
Der Bundesgesetzgeber hat unter 

dem Einfluss der 1994 in Rio verab
schiedeten "Agenda 21" reagiert und 
weiteren normativen Maßnahmen den 
Weg bereitet. Durch die Aufnahme des 
Artikels 20a in das Grundgesetz ist ein 
neues staatliches Schutzziel mitVerfas
sungsrang aufgenommen worden, das 
"auch in Verantwortung für die künfti
gen Generationen die natürlichen Le
bensgrundlagen im Rahmen derverfas
sungsmäßigen Ordnung durch die Ge
setzgebung und nach Maßgabe von 
Gesetz und Recht durch die vollziehen
de Gewalt und die Rechtsprechung" 
schützen wil1.7 

Auch wenn dieser Artikel bislang 
in der Legislative und Exekutive der 
Länder, vor allem im Bereich der Ka
tastrophenabwehr, noch keine wirk
liche Beachtung gefunden hat, kann 
für Bund und Länder der zentrale 
Ansatzpunkt darin bestehen, an ei
nem neuen system ischen Gesamt
konzept für ein komplexes Gefahren
und Katastrophenmanagement zu 
arbeiten. Da die natürlichen Lebens
grundlagen sowohl von kurzfristigen 
Havarien komplexer Großtechnologi
en (zum Beispiel GAU in kerntechni
schen Anlagen) oder durch extreme 
soziale Fehlentwicklungen und Fehl
handlungen, wie Kriege oder Terro
rismus, als auch von schleichenden 
Prozessen ökologischer Veränderun
gen (Klimawandel) bedroht sein kön
nen, bietet sich über den neuen Arti
kel 20a des Grundgesetzes an, auch 
die Vorsorge - "Disaster Prevention" 
- in einen hierzulande noch neuen 
Gesamtansatz des Disaster Manage
ments auf der Grundlage von Sus
tainable Development einzubauen. 

Disaster M anagement 
UNEP versteht diesen Manage

mentansatz als Zyklus mit vier Phasen: 
• Phase 1 (Prevention and Mitigati
on): Vorsorge, Verhütung und Ab
milderung durch Gefahrenreduktion 
und Überwachungssysteme, zum 
Beispiel durch entsprechende Land
schaftsplanung und Landnutzung 
oder aber entsprechende Baugeset
ze zur Verminderung sozioökonomi
scher Folgen spezifischer Gefahren
ereignisse 
• Phase 2 (Preparedness/Warning): 
umfassende Vorbereitung auf Gefah-

renereignisse, Früherkennung, Vor
hersage und Warnung, inklusive Res
sourcenaufbau 
• Phase 3 (Response): Katastrophen
soforthilfe während und unmittelbar 
nach dem Ereignis 
• Phase 4 (Reconstruction): Wieder
aufbau nach dem Ereignis 

Für Deutschland ist es höchste 
Zeit, sich diesem konzeptionellen 
Ansatz in vollem Umfang zu stellen 
und ein komplexes, nachhaltiges Ge
fahren- und Katastrophenmanage
ment zu implementieren, das vor al
lem die Vulnerabilitätsspezifiken un
serer Breiten berücksichtigen muss. 

Wenn wir weiterhin daran festhal
ten wollen, dass Begriffe in abstra
hierter Form das Wesentliche von 
Kerngedanken umfassen, ist es 
höchste Zeit für eine Neudefinition 
der Kernbegriffe eines modernen Ge
fahren- und Katastrophenmanage
ments in Deutschland, um die natio
nalen Rahmenbedingungen an den 
international vorgezeichneten Weg 
anzupassen. In erst kürzlich für das 
Bundesinnenministerium erarbeite
ten Überlegungen habe ich vorge
schlagen, den Begriff "Katastrophen
schutz" aus unserem Vokabular ganz 
zu streichen. Lassen Sie uns diesen 
Begriff ins sprachliche Kuriositäten
kabinett überführen, denn dort ge
hört der "Schutz vor der Katastrophe" 
hin. 

Neue Begriffe tür 
neue Gesetze 

In Anpassung an den in Europa 
üblichen Sprachgebrauch sollte in
nerhalb eines sprachlich-begrifflich 
gefassten Gefahren- und Katastro
phenmanagements "Katastrophen
schutz" durch Zivi lschutz (Civi i Pro
tection) - den Schutz des Zivi len, der 
Zivilgesellschaft - ersetzt w erden und 
damit alle Gefahrenquellen gleicher
maßen umfassen. Der Katastrophen
begriff (Disaster) - differenziert zum 
Beispiel nach Ereignisque llen, -stär
ken und -folgen - bedarf einer qua li
fizierten Definition, die in Anlehnung 
an UNEP und ISDR erfo lgen könnte 
und geeignet ist, politische Hand
lungskonzepte und Guidelines daraus 
zu entwickeln. 

Weitere Begriffe, die der Bund in 
forma ler An lehnung an eine 1964 er
lassene amtliche Begriffsbestimmung 
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auf dem Gebiet der Zivilen Verteidi 
gung völlig neu und in Kooperation 
mit Ländern und Fachverbänden als 
"Begriffsbestimmungen auf dem Ge
biet des Krisen-, Gefahren- und Kata
strophen managements" erarbeiten 
und in Kraft setzen könnte, wären: 
• Katastrophenvorsorge (Prevention) 
• Katastrophenvorbereitung (Prepa
red n ess/M iti gati 0 n) 
• Katastrophenhilfe (Relief) 

Darüber hinaus müssten unbe
dingt Begrifflichkeiten und Definitio
nen zum Planungsinstrumentarium 
des Gefahren- und Katastrophenma
nagements, wie Gefahren-, Vulnera
bilitäts- und Risikoanalysen, aufge
nommen werden. 

Ist dies geschehen, hätten Gesetz
geber endlich das notwendige, mit 
konzeptionellen Inhalten gefüllte 
Fachvokabular, um neue Gesetze für 
ein komplexes Gefahren- und Kata
strophen management in Deutsch
land zu erarbeiten und in Kraft zu set
zen. Erst dann (und wirklich erst 
dann) können Wünsche nach inhalt
lich gehaltvollen, neuen Ressortge
setzen, wie sie von vielen Verantwort
lichen auf örtlicher Ebene sowie in 
Organisationen und Verbänden ge
fordert werden, erwartungsgemäß 
erfüllt werden. 

Für die Erfüllung dieser Leistungen 
benötigen Politik und Administration 
das Expertenwissen aus Wissen 
schaft und Forschung, aber auch eine 
immer nötigere und wichtigere Über
setzungs- und Interpretationshilfe. 
Für das Gelingen unserer Arbeit ist 
also ein funktionierender Transmis
sionsriemen für Inhalte und Konzep
te in die Politik und in die Adminis
tration zwingend erforderlich. 

1 Vgl. ISDR: An Expanded Terminology on 
Disaster Reduction, Geneva 2001 
2 Vgl. § 1 Abs. 1 Satz 2 des Hessischen 
Gesetzes über den Brandschutz, die All
gemeine Hilfe und den Katastrophenschutz 
(HBKG) vom 17.12.1998, GVBI. I. S. 530 f. 
3 Ebenda, § 26 Abs. 1 
4 Ebenda, § 24 
5 Vgl. McEntire. David, A.: Sustainability to 
Invulnerable Development: Justifications for 
a Modified Reduction Concept and Policy 
Guide. Univ. Denver. 2000 
6 Vgl. Knemeyer, Franz-Ludwig: Polizei - und 
Ordnungsrecht, S. 71. München 1991 
7 Vgl. Aufnahme des Artikels 20a "Schutz 
der natürlichen Lebensgrundlagen" in das 
Grundgesetz durch Änderungsgesetz vom 
27.10.1994 • 
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Bevölkerungsschutz und Ehrenamt in der 

• de re b I 

von Gerd Neubeck, Bundessprecher des THW und Polizeivizepräsident von Berlin 

In allen Bereichen der Gesellschaft, in allen Bevölkerungsschichten muss die 
Überzeugung reifen, dass jeder Bürger die Pflicht hat, am Funktionieren des Staates 
mitzuarbeiten. 

Teil I erschien in der NV 3/2001 

Ehrenamtliches Wirken in unter
schiedlichen gesellschaftlichen Be
reichen ist ein in Deutschland be
sonders bemerkenswertes Element 
menschlichen Zusammenlebens_ 
Dieser Hang der Deutschen, sich zu 
engagieren, wird oft scherzhaft oder 
auch abqualifizierend als" Vereins
meierei" abgetan Nichtsdestotrotz 
wird die Bundesrepublik in weiten 
Teilen der Welt darum beneidet_ Hat 
das Ehrenamt im Bevölkerungs
schutz eine Zukunft, oder kann eine 
staatliche Institution diese Aufgabe 
besser allein erfüllen? 

Hat die berufsmäßige 
Ausrichtung Vorteile? 

Es ist unstrittig, dass der Einsatz 
von Voll profis - sei es im Bereich der 
Feuerwehren, des THW oder ande
ren Institutionen - gegenüber Ehren
amtlichen zur routinierteren, schnel
leren und unter Umständen sogar si
chereren Bewältigung der gestellten 
Aufgaben führt. Allerdings ist zu be
rücksichtigen, dass Alarmierungs
zeiten und Einsatzabwicklung bei 
Feuerwehren und Rettungsorganisa
tionen ohnehin schwerlich zu unter
bieten sind. Bei Organisationen wie 
dem THW ist eine Verkürzung der 
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Alarmierungszeiten auf Grund der ge
setzlichen Aufgabenlage kaum als 
sinnvoll anzusehen. 

Die gegenwärtig weitgehend eh
renamtlich geprägte Struktur des Hil
feleistungssystems birgt also auch in 
dieser Hinsicht weit überwiegende 
Vorteile gegenüber einer berufsmä
ßigen Ausrichtung in sich. 

Vorteile für den 
Ehrenamtlichen 

Aus Sicht des Gemeinwesens ist 
der finanzielle Vorteil, den der Ein
satz von Ehrenamtlichen mit sich 
bringt, sehr hoch zu bewerten. Für 
die Freiwilligen selbst spielt Geld hin
gegen keine Rolle. Soweit überhaupt 
Zahlungen gele istet werden, dienen 
diese zur Abgeltung des erbrachten 
Aufwandes, decken diesen aber al
lenfalls in Bruchteilen ab und unter
liegen unter Umständen sogar der 
Steuerpflicht. 

Für einen Ehrenamtlichen sind also 
ganz andere, in der Regel ideelle Ge
sichtspunkte ausschlaggebend. Fürvie
le bringt der Dienst im Bevölkerungs
schutz die Möglichkeit der Freistellung 
vom Wehr- oder Zivildienst mit sich . 
Hierbei handelt es sich zwar um keinen 
geldwerten, aber dennoch einen wirt
schaftlichen und persönlichen Vorteil. 

Der Dienst am Nächsten ist eine 
sinnvolle Freizeitgestaltung. Der wohl 
deutlichste Gewinn, den Ehrenamtli 
che aus ihrem Engagement ziehen 
können, besteht in neuen Kenntnis
sen und Fähigkeiten und der damit 
verbundenen Horizonterweiterung. 
Daneben bringen Ausbildung und 
Tätigkeit im Katastrophenschutz im 
engeren und weiteren Sinn auch wirt
schaftlich relevante Vorteile mit sich, 
etwa der Erwerb der Fahrerlaubnis 
Klasse 2 oder das Absolvieren einer 
Spezialausbildung . 

Es wird häufig - sogar von den Eh
renamtlichen selbst - übersehen , 
dass es Befriedigung, Selbstbestäti
gung und vor allem große Freude 
bereitet, anderen Menschen zu hel
fen, insbesondere in existenziellen 
Notsituationen. Unabhängig von dem 
humanitären Gedanken, anderen aus 
höherer Einsicht helfen zu müssen 
und zu wollen , bringt der humanitäre 
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Einsatz mit all seinen Mühen einen 
unbeschreiblichen, inneren Gewinn. 

Nachteile für den 
Ehrenamtlichen 

Der zeitliche Aufwand, den Ehren
amtliche betreiben, kann durchaus als 
Nachteil betrachtet werden . Auch die 
nicht zu unterschätzenden Gefahren, 
denen sie sich oftmals aussetzen, 
sind nicht zu vergessen. Aber schließ
lich hat jeder die freie Wahl. 

Kurz: Bei einer Gegenüberstellung 
von Vor- und Nachteilen sowohl für 
das Gemeinwesen als auch für den 
ehrenamtlich Tätigen überwiegen auf 
bei den Seiten die Vorteile. Auch in 
Zukunft ist daher der Einsatz ehren
amtlicher Kräfte im Bevölkerungs
schutz der Bundesrepublik Deutsch
land anzustreben . 

Damit ist aber noch nicht beant
wortet, ob dies tatsächlich eine Zu
kunft hat. 

Wie kann man neue 
Helfer gewinnen? 

Wie können genügend geeignete 
Bürgerinnen und Bürger davon über
zeugt werden, sich im Bevölkerungs
schutz zu engagieren? Mit der Aus
sicht auf interessante Aufgaben, eine 
moderne Ausstattung und Unterbrin
gung sowie interessante Einsätze. 

In diesen Bereichen besteht bei
spielsweise beim THW seit Jahrzehn
ten erheblicher Nachholbedarf. Wäh
rend die Zahl der Einsätze im In- und 
Ausland über die Jahre stetig gestie
gen ist, wurden die Gelder für Bau
maßnahmen, Fahrzeuge und Gerät 
seit 1993 immer mehr gekürzt. Neu
baumaßnahmen ebenso wie Neube
schaffungen im Fahrzeug-, Geräte
und Ausrüstungsbereich waren und 
sind in den nächsten Jahren nicht 
möglich . Von dieser Seite kann also 
kaum ein Anreiz für die Neugewin
nung von Helferinnen und Helfern 
geschaffen werden. 

Dabei würden Investitionen in Un
terbringung wie Ausstattung nicht 
nur die Motivation zur Mitarbeit för
dern und stärken, sondern vor allem 
die Einsatzbereitschaft und -fähigkeit 
der gesamten Organisation steigern. 

Investitionsvorhaben müssen wie 
in jedem Unternehmen einer bedarfs
orientierten, kritischen Überprüfung 
unterzogen werden. Außerdem ist 
nach anderen Finanzierungsmöglich
keiten zu suchen: etwa Leasing für 
bewegliche Investitionen und Sale
and-Lease-Back für Unterkünfte. 

Stärkere Jugendarbeit 
Selbstverständlich ist auch die Ju

gendarbeit der Organisationen wei
ter zu verstärken, um ein Potenzial 
von jungen Menschen, die sich für 
den Dienst am Nächsten interessie
ren, zu erschließen und zumindest 
zum Teil auf Dauer an sich zu bin
den. Hilfsorganisationen erfüllen eine 
wichtige soziale Aufgabe, wenn sie 
Kindern und jungen Menschen eine 
Ausbildung vermitteln, sie in Gemein
schaft mit anderen zu sozialen Dien
sten heranziehen und sie mit huma
nitärem Denken vertraut machen. 
Angesichts der wenigen Jugendein
richtungen in unserem Land stellt 
dies auch eine kriminalpräventive 
Leistung dar. 

Dies alles reicht nicht aus, den Be
darf an ehrenamtlichen Mitarbeitern 
zu decken . Gezielte Maßnahmen sind 
notwendig. Die Organisationen müs
sen sich konkret über die Bereiche 
Klarheit verschaffen, in denen ein 
Defizit an Mitarbeitern besteht. Beim 
THW besteht dieses Defizit im hand
werklichen Bereich. Auch der Frau
enanteil ist verschwindend gering. 

Senioren sind auf Grund starrer 
Regelungen weitgehend von einer 
aktiven Mitarbeit ausgeschlossen, 
dabei wächst ihr Anteil an der Bevöl
kerung immer stärker an . Davon ab
gesehen könnten sie erhebliche Be
rufs- und Lebenserfahrungen in den 
Dienst einbringen. 

Flexible 
Dienstplangestaltung 

Die Gestaltung des Dienstes in den 
Organisationen muss den veränder
ten Lebensgewohnheiten unserer 
Bevölkerung angepasst werden. Vie
le Menschen sind nicht mehr bereit, 
sich auf längere Zeit einer Organisa 
tion oder einem Verein anzuschlie-
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ßen. Sie sind jedoch willens, sich pro
jektbezogen einzubringen und mitzu
arbeiten. Dies bedeutet, dass Felder 
gefunden werden müssen, in denen 
es möglich ist, mit einer speziellen 
Ausbildung Ehrenamtliche zur kurz
fristigen Mitarbeit einzusetzen. 

Viele Arbeitnehmer stehen an den 
Feierabenden oder am Wochenende 
nicht mehr uneingeschränkt zur Ver
fügung; viele arbeiten an verschie
denen Orten - Letzteres lässt sich in 
einer bundesweit organisierten Ein
richtung wie dem THW eher auffan
gen als in einer, die nur an einem Ort 
tätig ist. 

Der Dienst muss also insgesamt 
flexibler gestaltet werden, wobei al
ternative Planungen für das Weiter
bestehen oder die Abschaffung der 
Wehrpflicht zu entwickeln sind. So 
muss es möglich werden, Dienstzei
ten flexibel selbst zu bestimmen und 
die Erfüllung der vorgegebenen Ge
samtstunden verstärkt selbst zu steu
ern. Es muss möglich werden, dass 
diejenigen, die sich in jungen Jahren 
einer Organisation angeschlossen 
und dann ausgesetzt haben, um sich 
ihrer Lebensplanung zu widmen, spä
ter zu ihren Organisationen zurück
kehren können. 

Argumenten wie dem, die erfor
derliche Ausbildung sei zu teuer und 
aufwendig, um einen Ehrenamtlichen 
nur auf eine gewisse Zeit aufnehmen 
zu können, muss mit einer veränder
ten Ausbildung begegnet werden. 
Die neuen Medien bieten dafür hin
reichend Möglichkeiten (Selbststudi
um im Internet, auf CD-ROM etc.). 

Schaffung eines 
Anreizsystems 

Immer wieder ist vom zu schaffen
den Anreizsystem für die Ehrenamt
lichen selbst oder deren Arbeitgeber 
die Rede. Dadurch kann nur in Teil
bereichen Motivation zur Mitarbeit 
geschaffen oder verstärkt werden -
Finanzen spielen, wie dargestellt, für 
Ehrenamtliche nicht die ausschlagge
bende Rolle. Anreize in Form von An
rechnungszeiten für die Rentenversi
cherung sind sicherlich des Nachden
kens wert . Allerdings müsste sicher
gestellt sein, dass derartige Regelun-
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gen alle Schichten der Helferschaft 
in gleichem Umfang berücksichtigen. 
Bei Selbstständigen, Beamten oder 
Studenten dürfte dies kaum möglich 
sein . 

Anreize für Arbeitgeber sollten auf 
alle Fälle geschaffen werden . Gera
de in kleinen Betrieben kommt es zu 
betrieblichen Schwierigkeiten, wenn 
die Mitarbeiter sich regelmäßig an
derswo engagieren. Steuerliche Ver
günstigungen sollten ebenso in Be
tracht gezogen werden wie eine ge
nerelle Verpflichtung zur Beschäf
tigung eines gewissen Anteils von 
ehrenamtlich Tätigen, ähnlich der 
Verpflichtung zur Beschäftigung von 
Schwerbehinderten. 

Stärkere Mitbestimmung 
Mündige Bürger, die die Art ihres 

Engagements frei wählen und die 
Dauer ihrer Mitwirkung selbst bestim
men, werden kaum an eine Organi
sation zu binden sein, die ihnen kei
ne oder nur geringe Einfluss- und Ge
staltungsmöglichkeiten einräumt. Bei 
staatlichen Hilfsorganisationen wie 
dem Technischen Hilfswerk, das in 
Form einer Bundesbehörde organi
siert ist, sind solche nicht helfer
freundlichen Strukturen besonders 
ausgeprägt. Dem ist durch Zubilli
gung verstärkter Einflussmöglichkei
ten in allen Ebenen entgegenzuwir
ken. 

Eine stärkere Einbindung ehren
amtlicher Kräfte, die die Organisation 
tragen, nutzt nicht nur deren Sach
verstand und führt daher zu praxis
näheren und sachgerechteren Ent
scheidungen. Dies intensiviert vor 
allem die Identifikation mit ihrer Or
ganisation. Weitgehende Demokrati
sierung bei Entscheidungsprozessen 
ist dabei auch in einer staatlichen Or
ganisation möglich, ohne deren Be
hördencharakter außer Acht zu las
sen und Verantwortlichkeiten auszu
höhlen. Natürlich muss eine genaue 
Abgrenzung der mitgestaltungsfähi
gen Felder von den weisungsabhän
gigen Bereichen erfolgen. 

Im Technischen Hilfswerk denkt 
man seit kurzem über strukturelle 
Veränderungen in dem genannten 
Sinn nach. Eine Entwicklung zu ver-

stärkter Demokratisierung bietet nicht 
nur die Chance zu intensiverer Bin
dung der Helferschaft an ihre Orga
nisation, sondern an das staatliche 
Gemeinwesen selbst. Insoweit könn
te das THW ein Beispiel für die Ent
wicklungen in anderen staatlichen 
Bereichen abgeben, in denen an eh
renamtliche Mitwirkung bislang noch 
überhaupt nicht gedacht wird. Ent
lastung öffentlicher Kassen und stär
kere Identifizierung mit unserem 
Staatswesen könnten daraus resul
tieren. 

Die Gesellschaft 
überzeugen 

Die auf Dauer wichtigste und Er
folg versprechendste Maßnahme be
steht allerdings darin, in der Gesell
schaft die Überzeugung reifen zu las
sen, dass es zu den Grundpflichten 
eines Bürgers gehört, sich freiwillig 
und ehrenamtlich am Funktionieren 
des Staates zu beteiligen. Dieser Pro
zess wird Generationen dauern und 
muss in den Kindergärten, Schulen 
und Familien ansetzen . Funktionsträ
ger unseres Staates und der Wirt
schaft müssen dabei als Vorbilder 
vorangehen. 

In Zeiten knapper Haushaltsmittel 
und angesichts eines Staates, der 
sich aus vielen Feldern zurückzieht, 
muss die Bürgerschaft erkennen, 
dass sie diese Bereiche selbst gestal
ten und entstehende Lücken ausfül
len muss. Ein derartiges Bewusstsein 
ist im Umweltschutz bereits heute in 
weiten Kreisen der Bevölkerung, vor 
allem in der jüngeren Generation, ver
wurzelt. 

Auch in anderen Bereichen müss
te gesamtgesellschaftlich vorgegan
gen werden: etwa im Kampf gegen 
Drogen oder bei der Ächtung von 
Gewalt. Diese Bewusstseinsbildung 
muss bei allen Menschen einsetzen. 
Nur durch die Gesamtheit vieler 
Maßnahmen wird es möglich sein, 
ehrenamtliches Engagement auch 
unter veränderten gesellschaftlichen 
Rahmenbedingungen zu gewährleis
ten . Die Fragen von Aufwandsent
schädigungen, Belohnungen, steuer
lichen Vorteilen etc. sind dabei nur 
Marginalien. • 
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"Großer Seeunfall 2001" 

f der Ostsee 

von Jana Ehrhardt 

Ein Fracht- und ein Passagierschiff 
stoßen zusammen. Der Frachter 
sinkt binnen kürzester Zeit, auf dem 
Passagierschiff dringt durch ein Leck 
von 12 Metern Durchmesser Was
ser ins Schiffsinnere ein. Schlagsei
te, eine unkontrollierte Rauchent
wicklung und die Hilferufe zahlrei
cher Verletzter sorgen für Panik an 
Bord. So sah das Szenario des "Gro
ßen Seeunfalls 2001 '~ Europas bis
lang größter maritimer Rettungs
übung auf See, aus. Ausschlagge
bend für die jährlich stattfindende 
Übung war das Estonia-Unglück von 
1994. 

Nacht über der Ostsee: Das Meer 
ist ein schwarzes Rausch en, aufge
peitscht von Sturmböen der Stärke 
acht. Im Rostocker Überseehafen legt 
eine Passagierfähre ab. Mit 28 Kno
ten sticht sie durch die zwei bis drei 
Meter hohen Wellen . 

Plötzlich erschüttert ein heftiger 
Schlag das Schiff. Vom Unterdeck 
sind Schreie zu hören . Ein durchdrin
gender Alarmton betäubt die Ohren . 
Dichter Qualm breitet sich aus, Schat
ten taumeln durch das stickige Grau. 
Dann die Stimme des Kapitäns über 
Lautsprecher: "Wir hatten eine Kol
lission. Es besteht keine direkte Ge
fahr. " 

Es ist 5.35 Uhr. Der " Große See
unfall 2001 " hat begonnen. Ein Jahr 
intensiver Vorbereitungen sind der 
Übung vorausgegangen. Neben der 
Marine wirkten viele Behörden, Bund 
und Länder daran mit. 

Der "Große Seeunfall 2001" sieht 
vor, dass ein Fracht- und ein Passa
gierschiff in der Mecklenburger Bucht 
kollidieren . Die Passagiere sollen von 
der Fähre evakuiert, der Frachter von 
einem "Fact Finding Team" erkundet 
werden . 
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Sturmtief "Wladimir" macht den 
Organisatoren jedoch einen Strich 
durch die Rechnung : Der Wellengang 
ist so hoch, dass der Ort der Übung 
unter die Landabdeckung von Feh
marn verlagert werden muss und das 
zweite für die Übung vorgesehene 
Schiff, der Öltanker "Bottsand", gar 
nicht auslaufen kann. Kurzfristig wird 
der Übungsablauf geändert, der so
fortige Untergang des Frachters si
muliert. 

Ziel: Optimiertes 
Unfallmanagement 

Drei Ziele haben die Macher vor 
Augen : die Zusammenarbeit der be
teiligten Einrichtungen zu überprüfen 
und eventuelle Lücken zu schließen, 
Kommunikationsmittel und -wege zu 
optimieren und die Einsatz- und Leis
tungsbereitschaft der Rettungskräfte 
auf die Probe zu stellen. 

Die griechische Reederei Superfast 
Ferries hat für den Seeunfall die "Su
perfast VIII" zur Verfügung gestellt, 
ein modernes Schiff, das erst im Juli 
dieses Jahres vom Stapel lief und in 
Sachen Schiffssicherheit auf dem al 
lerneuesten Stand ist. 

An Bord: 63 Besatzungsmitglieder, 
168 Marineschüler von der Marine
versorgungsschule aus List/Sylt, der 
Katastrophenstab, eine Delegation 
der US Coast Guard und zahlreiche 
Journalisten. Die Marineschüler über
nehmen den Part der Passagiere, 
etwa 120 mimen - realitätsgetreu ge
schminkt - die zum Teil schwer Ver
letzten. 

Der Kapitän der Fähre, Denaxas 
Michail, koordiniert das Geschehen 
an Bord anhand von Rollenplänen, 
die für den Fall eines Unfalles vorge
sehen sind . Der Katastrophenstab -
darunter Fregattenkapitän Thomas 
Scholz, der den "Großen Seeunfall 
2001" konzipierte - beschränkt sich 
aufs Beobachten. Nachdem kurz nach 

halb sechs das Maritime Rescue 
Coordination Center in Bremen alar
miert wurde, ist das Standard-Infor
mationsverfahren angelaufen, das 
auch die Ministerien und Behörden 
einschließt. Ein so genannter Digital 
Selective Call wird an umliegende 
Schiffe abgesetzt - selektiv deshalb, 
weil sich im Ernstfall alle im Seege
biet befindlichen Schiffe, auch Pas
sagierschiffe, auf den Weg zum Ha
varisten machen müssten . 

27 Schiffe und Boote 
sowie acht Helikopter 

So kommen insgesamt 27 Sch iffe 
und Boote der Deutschen Marine, des 
Zolls, der Deutschen Küstenwache, 
das "Feuerlöschboot 40" der Rosto
cker Feuerwehr sowie die Rettungs
kreuzer der Deutschen Gesellschaft 
zur Rettung Schiffbrüchiger (DGzRS) . 
Gegen sechs fliegt der erste Helikop
ter vorüber, kurze Zeit darauf landen 
insgesamt acht Hubschrauber der 
Marine, des BGS, der Luftwaffe und 
des Heers fast im Minutentakt die 
Fähre an. Sie bringen Ärzte, Sanitä
ter und Hamburger Feuerwehrleute 
an Bord, dazu viel medizinisches Ge
rät. Außerdem fliegen sie die ersten 
Schwerverletzten nach Warnemünde 
oder Puttgarden. 

Um 7.30 Uhr stellt der Kreis Ost
holstein den Katastrophenfall fest, 
um 7.37 Uhr ist der Arbeitsstab des 
Innen m i nisteriu ms einsatzbereit. 
Insgesamt sind 2.700 Helfer im Ein 
satz. 

Bereits gegen halb neun ist die 
aufgeregte Hektik an Bord einer kon
zentrierten Routine gewichen. Die 
Retter haben den Seeunfall im Griff. 
Alle Passagiere werden evakuiert, die 
Fähre kann gerettet werden . 

Entsprechend zufrieden ist der 
Katastrophenstab. Die Planung des 
"Großen Seeunfalls 2002" kann be
ginnen . 
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Auf der Z· elgeraden eines Ab· I b 
C op erlsc en r elts e ens 

von Winfried Glass, Mitglied des 
NV-Redaktionsbeirates 

Dr. Horst Schöttler, Herausgeber der 
"Notfa/lvorsorge ", anerkannter 
Sachverständiger für Bevölkerungs
schutz und Katastrophenhilfe sowie 
namhafter Autor von Fachbüchern 
und -beiträgen zum Erweiterten Ka
tastrophenschutz und zur Zivil-Mi
litärischen Zusammenarbeit, feierte 
am 7. November 2001 seinen 60. Ge
burtstag. Die "Notfallvorsorge" gra
tuliert! 

Selten findet man eine Liste von 
Ämtern und Tätigkeiten, die so lang 
ist wie die von Dr. Horst Schöttler. Er 
fand als Beigeordneter der Stadt Kai 
serslautern den Weg in den Zivil- und 
Katastrophenschutz. Bis 1997 war er 
Bundesvorstand der Johanniter-Un
fall-Hilfe e.V. (JUH); seither ist er Mit
glied der Bundesleitung der JUH. 
2001 wurde er zum Rechtsritter des 
Johanniterordens geschlagen. 

Als Berater ist er unter anderem 
für die Vereinten Nationen in Genf 
(DHA/OCHA) tätig. Er ist Gründungs
mitglied und Mitglied des Vorstan
des des Deutschen IDNDR-Komitees 
(seit 1999 Deutsches Komitee für Ka
tastrophenvorsorge e.V. - DKKV). 

1999 übernahm er das Amt des 
Vorsitzenden des Operativen Beira
tes im DKKV. Seit März 2000 ist er 
einer der beiden Stellvertretenden 
Vorsitzenden des DKKV. 

Schöttler engagiert sich darüber 
hinaus als persönliches Mitglied der 
Ständigen Konferenz für Katastro
phenvorsorge und Katastrophen
schutz, die er maßgeblich mitbegrün
det hat. Er ist Mitglied des Präsidi 
ums und Kassenprüfer der Deutschen 
Gesellschaft für Katastrophenmedizin 
(DGKM) in München. Nicht zuletzt hat 
er viele Jahre die Leitung der Bun
desanstalt Technisches Hilfswerk 
(THW) in Bonn beraten. 
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Dr. Horst Schöttler feierte am 
7. November 2001 seinen 60. Geburtstag. 

Im Koordinierungsausschuss Hu
manitäre Hilfe beim Auswärtigen Amt 
ist Schöttler berufenes Mitglied. Der 
Bundesverband Deutsches Rotes 
Kreuz berief ihn zum Mitglied seines 
Fachausschusses "Katastrophen
schutz". 

Engagierter Reserveoffizier 
Schöttler wies oftmals und nach

drücklich auf die wichtige Mittlerrol
le derjenigen Reserveoffiziere hin, die 
gleichzeitig beruflich oder ehrenamt
lich in wichtigen Bereichen des Zivil
und Katastrophenschutzes einerseits 
und in wichtigen militärischen Mo
bilmachungsfunktionen andererseits 
tätig und kompetent sind. Er lebte 
dies selbst stets vor. 

Als Reserveoffizier fand der Oberst 
d. R. herausragende Verwendungen 
- im Zusammenhang mit seinen Spe
zialkenntnissen im Bereich von Zivil
Militärischer Zusammenarbeit und 
CIMIC - unter anderem im Bundes
ministerium der Verteidigung, Füh
rungsstab der Streitkräfte, und seit 
1995 im Heeresführungskommando, 
Abteilung G 5, in Koblenz. 

Fünf Jahre lang war er Chairman 
der NATO/CIOR-Kommission "Milita
ry Emergency Preparedness and Re
lief Assistance". 

Funktionierendes Netzwerk 
der Notfallvorsorge 

Diese Aufzählung zumeist ehren
amtlicher Funktionen zeigt eines ganz 
deutlich: dass ein Sachverständiger 
im schwierigen Terrain des Bevölke
rungsschutzes und der Katastrophen
hilfe, der gleichzeitig eine einschlägi
ge Fachzeitschrift herausgibt, auf ein 
dichtes fachliches und persönliches 
Netzwerk angewiesen ist. Horst 
Schöttler verkörpert dieses Netzwerk. 

Schöttler, der bei schwierigen Ta
gungen und Besprechungen gele
gentlich als Fürsprecher derjenigen 
Hilfsorganisationen auftrat, die fach
lich oder verbandiich "sprachlos" er
schienen, dachte stets nach vorn, 
formulierte und forderte stets kon
zeptionell wie politisch und half, vie
les für den Bevölkerungsschutz zu 
erreichen, was ohne sein Engage
ment nicht hätte erreicht werden 
können. 

Veröffentlichungen und 
Auszeichnungen 

Seine zahlreichen Veröffentlichun
gen begleiteten in wichtigen Ab
schnitten die Entwicklung des Bevöl
kerungsschutzes - national wie in
ternational. Die vielen Institutionen, 
die Schöttler auszeichneten, haben 
dies jeweils mit einer Laudatio be
gleitet, die seine großen Verdienste 
herausstellte. Statt einer langen Auf
zählung von Auszeichnungen, die an 
dieser Stelle folgen könnte, seien ex
emplarisch zwei Ehrungen genannt, 
die Schöttlers Persönlichkeit beson
ders charakterisieren: 1996 verlieh 
ihm der Bundesverteidigungsmini
ster das Ehrenkreuz der Bundeswehr 
in Gold, und im Jahr 2000 ehrte ihn 
Bundespräsident Johannes Rau mit 
dem Verdienstkreuz am Bande des 
Verdienstordens der Bundesrepublik 
Deutschland. 
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Nach 21 Amtsjahren übergibt Wilhelm Graf von Schwerin 
an Hans Peter von Kirchbach 

Der Herrenmeister des Johanniter
ordens, Dr. Oskar Prinz v. Preußen, 
ernannte am 25. Oktober 2001 
Hans-Peter von Kirchbach zum neu
en Präsidenten der Johanniter-Un
fall-Hilfe (JUH), nachdem die Dele
gierten der JUH ihn einstimmig für 
das Amt nominiert hatten. Der ehe
malige Generalinspekteur der Bun
deswehr tritt die Nachfolge von 
Wilhelm Graf von Schwerin an, der 
nach 21 Jahren ehrenamtlichen En
gagements nicht wieder für das Prä
sidentenamt kandidierte. 

Wilhelm Graf von Schwerin leite
te seit 1980 ehrenamtlich die Ge
schicke der evangelischen Hilfsorga
nisation, die 1952 als ein Werk des 
Johanniterordens gegründet wurde. 
Graf von Schwerin ist seit 1954 Or
densmitglied und trat bereits 1968 
der JUH bei. Zu seinen besonderen 
Verdiensten zählt der konsequente 
Aufbau der Johanniter-Unfall-Hilfe in 
den östlichen Bundesländern nach 
der Wiedervereinigung. Von rund 
550.000 Mitgliedern im Jahre 1989 
wuchs die Hilfsorganisation in nur 
sieben Jahren auf 1,2 Millionen Mit
glieder. Heute ist die JUH flächen
deckend im gesamten Bundesgebiet 
mit mehr als 200 Verbänden vertre-

rescue 2002 

Bewältigung von 
Terroranschlägen steht 
im Mittelpunkt 

Auf die Terroranschläge von New 
York und Washington am 11. Sep
tember 2002 haben die Stuttgarter 
Messemacher und ihre Partner 
schnell reagiert: Das Kongressthema 
der "rescue", der Ausstellung mit 
Fachkongress für interdisziplinäre Zu
sammenarbeit im Rettungswesen 
und in der Gefahrenabwehr vom 1. 
bis 3. Februar 2002, wird die Bewälti
gung von Terroranschlägen sein. 

Wie aktuell das Thema tatsächlich 
ist, haben nicht zuletzt die jüngsten 
Anschläge in Israel gezeigt. Und, auch 
das ist in den vergangenen Wochen 
und Monaten klar geworden: Jedes 
Land kann davon jederzeit betroffen 
sein. Deshalb ist es wichtig, im Ernst-
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ten. Mehr als die Hälfte der 8.500 
hauptamtlichen Mitarbeiter der Jo
hanniter arbeiten in den östlichen 
Bundesländern. 

Graf von Schwerin, von Haus aus 
gelernter Landwirt, war von 1961 bis 
1994 in leitender Position für den 
amerikanischen Land- und Bauma
schinenhersteller John Deere in 
Mannheim tätig. 

Sein Nachfolger, Hans-Peter von 
Kirchbach, ehemaliger Generalin
spekteur der Bundeswehr, wurde in 
der deutschen Öffentlichkeit beson
ders durch seinen beherzten Kampf 
gegen das Oderhochwasser im Som
mer 1997 bekannt. Er leitete den Ein
satz von 30.000 Bundeswehrsolda
ten, die in einem unermüdlichen Ein
satz das Brechen der Deiche im 
Oderbruch verhindern konnten. Mit 
einer programmatischen Antrittsre
de vor den Delegierten der JUH 
machte von Kirchbach deutlich, wie 
er die Rolle einer christlichen Hilfs
organisation in der modernen Ge
sellschaft definiert. "Die Menschen
würde und ihr Erhalt vom Anfang des 
Lebens bis zu seinem Ende ist wich
tigster Bezugspunkt unserer Kultur 
des Helfens und Mittelpunkt unse
rer Arbeit", so von Kirchbach. 

fall sofort eingreifen zu können. Die 
fachliche Betreuung des Kongresses 
hat erstmals die Bezirksärztekammer 
Nordwürttemberg übernommen. 
Hochkarätige Experten behandeln 
Themen wie Dekontamination und 
Prävention und geben einen Über
blick über mögliche Bedrohung und 
Gefahr durch ABC-Waffen. 

Weitere Themen des Kongresses 
sind der Zivilschutz in Deutschland, 
Zusammenarbeit zwischen zivilen 
und militärischen Rettungskräften, 
Traumatologie, Evakuierung und Un
terbringung sowie die Versorgung 
mit Medikamenten durch die Apothe
ken. Die Theorie des Kongresses wird 
ergänzt durch eine Fachausstellung 
mit über hundert Ausstellern aus al
len Bereichen rund um das Rettungs
wesen. 

Internet: www.messe-stuttgart.del 
rescuel2002 

THW 

Unterstützung der VN 
in Sierra Leone 

Bundesinnenminister Otto Schily 
entsendete das Technische Hilfswerk 
zur Unterstützung der Vereinten Na
tionen nach Sierra Leone. Vom 19. 
Dezember bis voraussichtlich Ende 
nächsten Jahres wird das Technische 
Hilfswerk auf Weisung des Bundes
innenministers und in Abstimmung 
mit dem Auswärtigen Amt den Ver
einten Nationen technische Unterstüt
zung bei den Friedensbemühungen 
in Sierra Leone leisten. Das zu Grun
de liegende "Memorandum of Under
standing" ist zwischen den Verein
ten Nationen und der Bundesregie
rung Ende November in New York 
unterzeichnet worden. 

Das THW wird sich insbesondere 
um die Stromversorgung der UNAM
SIL kümmern. Vorgesehen sind vier 
mobile Teams (maximal 20 Perso
nen), davon acht Dauerkräfte. Die 
übrigen zwölf THW-Helfer werden im 
Wechsel eingesetzt. Ihre jeweilige 
Einsatzdauer beträgt mindestens 28 
Tage. Von einer zentralen Werkstatt 
in Freetown aus, der Hauptstadt Si
erra Leones, werden die Experten in 
die verschiedenen Regionen des Lan
des entsandt. Die Mitarbeiter werden 
als ziviler Teil der UN arbeiten und 
sind eingebunden in alle Sicherheits
vorkehrungen, die auch für UN-Mit
arbeiter gelten. 

Weltkatastrophen-Bericht 2001 

256 Millionen Menschen 
Opfer von 
Naturkatastrophen 

Im Jahr 2000 waren 256 Millionen 
Menschen von Naturkatastrophen 
betroffen, fast ein Viertel mehr als in 
den vergangenen zehn Jahren. Das 
zeigt der Weltkatastrophenbericht 
2001 des Roten Kreuzes. 

Für diese Steigerung wird in die
sem Bericht die Erwärmung des Erd
klimas verantwortlich gemacht. Mehr 
als 90 Prozent der Katastrophenop
fer verloren ihr Leben durch wetter
bedingte Katastrophen (Dürren, Stür
me, Überflutungen). Vorsichtigen 
Schätzungen zufolge werden in den 
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nächsten 20 Jahren die Kosten der Feuer auf der Ladefläche eines LKW 
Naturkatastrophen die erwarteten 
Spendensummen um das Zehnfache 
übersteigen. 

Ein Teil der gängigen Entwick
lungs- und Katastrophenhilfe geht am 
eigentlichen Bedarf vorbei. Die Welt
bank gibt 53 Prozent ihrer Gelder für 
den Aufbau der Infrastruktur aus, aber 
nur zehn Prozent für die Belebung der 
lokalen Wirtschaft. So waren im Jahr 
2000 nach acht Jahren massiver Le
bensmittelhilfe in Tadschikistan fast 
zwei Millionen Menschen durch Hun
ger und Mangelernährung bedroht. 

Der Weltkatastrophen-Bericht kann 
im Internet bestellt werden: 
www.ifrc.orgloublicat/wdr2007 / 
order. asp 

Neue Lösch- Technologie 

Brandschutz im Eurotunnel 

In Zukunft setzen die Betreiber des 
Eurotunnels auf noch mehr Sicher
heit. Die erste Hälfte der Güterzüge, 
die LKWs zwischen England und 
Frankreich transportieren, wird jetzt 
mit der Wassernebel-Löschtechnolo
gie von Fogtec Brandschutz ausge
stattet. Damit verfügen die acht Züge 
von je 800 Metern Länge über die 
modernste Brandschutzanlage in ei
nem europäischen Eisenbahntunnel. 

18. November 1996 : An diesem 
Tag begann für die Eurotunnel-Be
treiber eine neue Zeitrechnung. Das 
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sprang innerhalb von Minuten auf 
andere Fahrzeuge über, lange bevor 
die französischen Feuerwehrleute 
nach zwanzig Minuten die BrandsteI
le erreichen konnten. Für den Scha
den im Tunnel sowie für Einnahme
ausfälle musste die Versicherung 60 
Millionen eng lische Pfund aufbrin
gen. Das Beheben der Brandschäden 
im Tunnel dauerte etwa sechs Mo
nate, waren doch auf Grund der ho
hen Temperaturen Kabel und elektri
sche Leitungen in der Zugröhre auf 
einer Länge von 100 Metern völlig 
verschmort und hatten sich Risse in 
den Betondecken gebildet. Sogar die 
Schienen wurden in Mitleidenschaft 
gezogen. 

Als Konsequenz aus dem schwe
ren Brandvorfall entschloss sich der 
Tunnelbetreiber, ein System zu ent
wi ckeln, das in der Lage ist, einen 
LKW-Brand sofort nach seiner Ent
stehung zu bekämpfen: ein Wasser
nebelsystem. Um den Wassernebel 
bei hohen Windgeschwindigkeiten im 
Tunnel versprühen zu können, wur
de eine spezielle Düse entwickelt. 

Ab Frühjahr 2002 installiert der 
Tunnelbetreiber die neue Technolo
gie auf den LKW-Zügen. Jeder Wag
gon wird dabei mit 30 Düsen ausge
stattet, die im Abstand von einem 
Meter angebracht werden. Eine 
Brandmeldeanlage mit Infrarotsenso
ren setzt im Schadensfall die Düsen 
im betreffenden Waggon ohne Zeit
verzögerung in Gang. 

Forschung 

Bevölkerung wächst 
schneller 

Schon 2043 werden neun Milli
arden Menschen auf der Erde le
ben, teilt die Deutsche Stiftung 
Weltbevölkerung mit. Bislang 
glaubte man, diese Zahl werde erst 
nach 2050 erreicht. Zur Zeit leben 
6,137 Milliarden Menschen auf der 
Erde, teilte die Stiftung am WeItbe
völkerungstag, dem 11. Juli 2001, 
mit. Grund für den schnelleren An
stieg ist die mangelnde Geburten
kontrolle vor allem in Afrika. 

Duelle: Die Welt, 77. Juli 2007 
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Termine 

Termine 

27. Januar 2002, Aachen 
Fortbildung für Personal im 
Rettungsdienst: Drogennotfälle 
Infos: Malteser-Hilfsdienst e. V, 
Auf der Hüls 2001, 52068 Aachen 
Tel.: (0241) 967 0124, 
E-Mail: schule@malteser-aachen.de 

28. Januar bis 1. Februar 
2002, Aachen 

Fortbildung für Personal im 
Rettungsdienst: "Der internistische 
Notfall" 
Infos: Malteser-Hilfsdienst e. V, 
Auf der Hüls 2001, 52068 Aachen 
Tel.: (0241) 9670124, 
E-Mail: schule@malteser-aachen.de 

Februar 2002 bis März 2003 
Ausbildung zum Rettungs
assistenten; verkürzte Ausbildung 
für Rettungssanitäter nach § 8 (2) 
RettAssG (berufsbegleitende Form) 
Infos: Malteser-Hilfsdienst e. V., 
Auf der Hüls 2001, 52068 Aachen 
Tel.: (0241) 967 0124, 
E-Mail: schule@malteser-aachen.de 

März 2002, Hannover 

Fortbi Id u ngsprog ramm 
"Epidemiologie - Biometrie 2002" 
Infos und Anmeldung: Heike Bark, 
Institut für Biometrie, Epidemiologie 
und Informationsverarbeitung, 
Tierärztliche Hochschule Hannover, 
Bünteweg 2, 30559 Hannover; 
Te/. : (05 11) 953 79 51; 
www.tiho-hannover.de/einricht/who/ 
fortbildung/index. htm 

3. bis 14. Juni 2002, Aachen 

Weiterbildung für Personal im 
Rettungsdienst: 
"Organisatorischer Leiter 
Rettungsdienst" 
Infos: Malteser-Hilfsdienst e. V., 
Auf der Hüls 2001, 52068 Aachen 
Tel.: (0241) 9670124, 
E-Mail: schule@malteser-aachen.de 
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Bestandsaufnahme 
Völkerstrafrecht=-:-----.= 

Fischer, Horst / Kreß, C/aus / Lüder, 
Sascha Ralf (Hrsg.): International and 
National Prosecution of Crimes 
under International Law, Berlin 
Verlag, 2001,873 Seiten, 198 Mark. 
ISBN 3-8305-0136-6 

Mit der Annahme des Römischen 
Statuts des Internationalen Strafge
richtshofs am 17. Juli 1998 hat nach 
Einschätzung vieler Beobachter eine 
neue Phase in der Entwicklung des 
Völkerstrafrechts begonnen. 

In den ersten zweieinhalb Jahren 
dieser neuen Phase haben sehr be
deutsame Entwicklungen stattgefun
den. So hat die Vorbereitungskommis
sion für den Internationalen Strafge
richtshof im Sommer 2000 fertige 
EntwürfefürVerfahrens- und Beweis
regeln und für Verbrechenselemente 
vorgelegt. Daneben haben die Inter
nationalen Strafgerichtshöfe für das 
ehemalige Jugoslawien und für Ruan
da ihre Rechtsprechung erheblich aus
gebautund dabei in wesentlichen Punk
ten ergänzt und verfeinert. Schließlich 
ist eine dem Umfang nach anwachsen
de und in der Sache äußerst interessan
te nationale Rechtsprechung zum Völ
kerstrafrecht zu verzeichnen. 

Das Buch bietet die hochaktuelle 
Bestandsaufnahme der Gesamtent
wicklung. Dabei wird der zu den Ver
fahrens- und Beweisregeln sowie zu 
den Verbrechenselementen führen
de New Yorker Verhandlungsprozess 
aus der "Innenperspektive" minutiös 
nachgezeichnet, die Judikatur der 
beiden Ad-hoc-Tribunale wird von 
Mitarbeitern dieser Gerichte sowie 
von ausgewiesenen Wissenschaftlern 
analysiert. Expertenkommentare zur 
jüngsten völkerstrafrechtlichen 
Rechtsprechung in Italien, Deutsch
land, Belgien, im Senegal und im Ver
einigten Königreich sowie in Spani
en runden das Bild ab. 

Das Buch wendet sich an Prakti
ker, Wissenschaftler und Studenten 
auf dem Gebiet des Völkerstrafrechts, 
an die mit den entsprechenden Fra
gen befassten Politiker und Ministe
rialbeamte sowie an alle, die sich -
etwa in humanitären Hilfs- und Men
schenrechtsorganisationen - mit die
ser in rasanter Entwicklung begriffe
nen Materie befassen. 

Bücher 

.. 
Uberlebens-Fibel 
für die Jackentasche 

Volz, Heinz: Überleben in Natur und 
Umwelt, Walhalla, 9. überarbeitete 
Auflage, 2001, 542 Seiten, 30,32 
Mark. ISBN 3-8029-6417-9 

Stellen Sie sich vor, beim Berg
wandern, beim Jagdausflug, beim 
Flug- oder Wassersport, als Soldat 
sehen Sie sich unvermittelt in eine 
kritische Lage versetzt. Auch Natur
gewalten und die moderne Technik 
bergen Gefahren in sich, die grenz
übergreifende und lebensbedrohli
che Ausmaße annehmen können. 

Dann ist es von Vorteil, wenn man 
sich vorher umfassend und praxis
bezogen über die grundlegenden 
Survival-Methoden informiert hat. 
Oder aber man hat die kleine "Über
lebens-Fibel" von Volz dabei. 

"Überleben in 
Natur und Umwelt" 
hilft, im Notfall be
wusst zu handeln, 
mit schlichten Mit
teln zu improvisie
ren und so eine ge
fährliche Lage zu 
meistern. Folgen
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des hat der Autor zusammengestellt: 
• grundsätzliche Regeln für Notfälle 
und Notlagen 
• erste Überlebensmaßnahmen 
• Spuren, Fährten, Markierungen 
und Notzeichen 
• Erste Hilfe im Überlebensfall, die 
wichtigsten Heilpflanzen und ihre 
Anwendung 
• Überleben unter außergewöhnli
chen Bedingungen (Fallschirm-Not
sprung, in der Arktis, in Dschungel
gebieten, unter ABC-Bedingungen) 

Das umfangreiche Kapitel "Über
leben unter ABC-Bedingungen" 
zeichnet dieses Buch unter der ver
gleichbaren Literatur als einzigartig 
aus. Hilfen für einen Überlebens-Kurz
lehrgang sowie ein Kapitel über geo
biologische Gefährdungen, Elektro
Smog, Magnetfeldstörungen und de
ren Auswirkungen auf den Menschen 
komplettieren das Buch. 

Fazit: "Überleben in Natur und 
Umwelt" vermittelt das Gefühl, in kei
ner Situation absolut hilflos zu sein, 
und stärkt die Bereitschaft, in kriti
schen Lagen schnell und richtig zu 
handeln. 
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